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1.  Einleitung  

1.1  Anlass und Aufgabenstellung 

Die Gemeinde Weitenhagen verfolgt mit der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 12 „Solarpark 
Diedrichshagen an der Bahn“ die Absicht, einen rechtssicheren planerischen Rahmen für die 
Errichtung und den Betrieb einer großflächigen Photovoltaik-Freiflächenanlage zu schaffen. Die 
Planung steht im Kontext der bundes- und landespolitischen Zielsetzungen zur Energiewende 
und zum Klimaschutz, die auf eine deutliche Ausweitung erneuerbarer Energieerzeugung aus-
gerichtet sind. Hierzu gehört insbesondere die Reduzierung von Treibhausgasemissionen und 
die langfristige Sicherung einer nachhaltigen Energieversorgung. Die Realisierung eines Solar-
parks auf intensiv genutzten Ackerflächen entspricht damit sowohl den übergeordneten klima-
politischen Vorgaben als auch der zunehmenden Notwendigkeit, landwirtschaftlich geringwer-
tige Flächen befristet einer ökologisch verträglichen Energieproduktion zuzuführen. 

Im Rahmen der Bauleitplanung ist die Gemeinde gesetzlich verpflichtet, die Belange des Ar-
tenschutzes vollumfänglich zu berücksichtigen. Dies ergibt sich aus den Vorgaben des Bun-
desnaturschutzgesetzes und der einschlägigen EU-Richtlinien – insbesondere der FFH-Richtli-
nie und der Vogelschutzrichtlinie –, deren artenschutzrechtliche Verbote in § 44 BNatSchG un-
mittelbar gelten. Die Durchführung einer systematischen artenschutzrechtlichen Prüfung ist 
daher zwingender Bestandteil des Abwägungsprozesses und Voraussetzung für die Rechtssi-
cherheit des Bebauungsplans. Der vorliegende Artenschutzfachbeitrag erfüllt diese Aufgabe, 
indem er methodisch strukturiert und nachvollziehbar darstellt, ob durch die Planung Verbots-
tatbestände ausgelöst werden können und welche Maßnahmen gegebenenfalls erforderlich 
sind, um Beeinträchtigungen streng oder besonders geschützter Arten auszuschließen. 

Die Struktur des Beitrags orientiert sich an der etablierten Mustergliederung für Artenschutz-
fachbeiträge, wie sie im Berliner Leitfaden zur Erstellung solcher Fachbeiträge beschrieben ist. 
Diese Gliederung hat sich deutschlandweit als fachlicher Standard etabliert und gewährleistet 
eine einheitliche, transparente und rechtlich belastbare Vorgehensweise. Ergänzend berück-
sichtigt der Beitrag die Vorgaben aus der saP-Arbeitshilfe, die detailliert beschreibt, welche 
Datenquellen, Erfassungsmethoden und Prüfschritte in artenschutzrechtlichen Bewertungen 
anzuwenden sind. 

Im Rahmen dieses Artenschutzfachbeitrags werden zunächst die für das Verfahren relevanten 
Datenquellen zusammengetragen und bewertet. Dazu gehören vorhandene faunistische Kar-
tierungen, Literaturhinweise, GIS-Auswertungen, Angaben aus Behörden und Verbänden sowie 
eigene Geländeerhebungen. Die Bestandsaufnahme bildet die Grundlage für die Ermittlung 
aller planungsrelevanten Arten im Untersuchungsraum, also jener Arten, für die eine Betrof-
fenheit infolge des Vorhabens nicht ausgeschlossen werden kann. Die Relevanzprüfung folgt 
dabei den fachlichen Kriterien der einschlägigen Artenschutzleitfäden und dient der Abgren-
zung derjenigen Arten, die in den weiteren Prüfschritten näher zu betrachten sind. 
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Darauf aufbauend erfolgt eine detaillierte Analyse der potenziellen Wirkungen des Vorhabens 
auf diese Arten. Dies umfasst sowohl die bauzeitlichen als auch die betriebsbedingten Einflüsse. 
Betrachtet werden unter anderem Störungen, Habitatverluste, Veränderungen der Habitatqua-
lität sowie mögliche Risiken für empfindliche Verhaltensphasen wie Brut, Aufzucht oder Über-
winterung. Die Bewertung der Auswirkungen orientiert sich an den Vorgaben der saP-Metho-
dik und berücksichtigt sowohl quantitative Nachweisdaten als auch qualitative Einschätzungen 
zu artspezifischen Habitatansprüchen, Raumnutzung und Empfindlichkeiten. 

Im Anschluss werden die artenschutzrechtlichen Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG geprüft. 
Dabei wird systematisch analysiert, ob durch die Planung das Risiko des Tötens oder Verletzens 
geschützter Tiere besteht, ob Störungen mit einer Verschlechterung des Erhaltungszustandes 
verbunden sein könnten und ob Fortpflanzungs- oder Ruhestätten beeinträchtigt oder zerstört 
werden. Die Prüfung folgt der fachlich anerkannten Vorgehensweise, die im Berliner Leitfaden 
detailliert beschrieben wird und in der saP-Arbeitshilfe ebenfalls verankert ist. 

Sollten potenzielle Verstöße gegen die artenschutzrechtlichen Verbote ermittelt werden, sind 
geeignete Maßnahmen zu entwickeln, um diese auszuschließen. Dazu zählen etwa Bauzeiten-
regelungen, Anpassungen der technischen Ausführung, Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen 
oder – sofern erforderlich – vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen). Der Bei-
trag zeigt auf, inwieweit solche Maßnahmen wirksam und fachlich geeignet sind, die ökologi-
sche Funktionalität der betroffenen Lebensstätten dauerhaft zu sichern. 

Schließlich erfolgt eine zusammenfassende Bewertung, ob trotz des Eingriffs die artenschutz-
rechtliche Zulässigkeit des Vorhabens im Rahmen des Bebauungsplans gewährleistet ist. Nur 
wenn keine Verbotstatbestände verbleiben bzw. diese durch geeignete Maßnahmen ausge-
schlossen werden können, ist der Bebauungsplan vollumfänglich rechtskonform umsetzbar. 
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1.2  Untersuchungsraum und Datengrundlagen 

Der Untersuchungsraum umfasst den vollständigen Geltungsbereich des Bebauungsplans 
Nr. 12 „Solarpark Diedrichshagen an der Bahn“ sowie einen angrenzenden funktionalen Be-
reich, der sich an den artspezifischen Raumnutzungsmöglichkeiten potenziell betroffener Arten 
orientiert. Die Fläche ist in besonderem Maße durch technisch-infrastrukturelle Elemente ge-
prägt: Sie wird einerseits von einer Bahntrasse durchschnitten und andererseits von parallel 
verlaufenden Hoch- und Höchstspannungsleitungen in West-Ost-Richtung überlagert. Diese 
Vorprägungen beeinflussen nicht nur das Landschaftsbild, sondern auch die ökologische Qua-
lität des Raumes erheblich. Störungsintensive Strukturen dieser Art führen typischerweise dazu, 
dass empfindliche Brutvogelarten der offenen Landschaft solche Bereiche meiden oder diese 
nur mit eingeschränkter Habitatfunktion nutzen. 

Der überwiegende Teil des Planungsraumes besteht aus intensiv genutztem Ackerland mit 
großflächigen, homogenen Schlägen und nur wenigen linearen Gehölz- oder Extensivstruktu-
ren. Diese Nutzungsform bietet aus artenschutzfachlicher Sicht lediglich geringe Habitatquali-
täten für spezialistische oder störungssensible Arten. In Übereinstimmung mit den methodi-
schen Vorgaben der saP-Arbeitshilfe, die eine Anpassung des Untersuchungsumfangs an die 
tatsächlichen Habitatpotenziale vorsieht, wurde daher lediglich ein reduzierter Kartieransatz 
gewählt. Die fachliche Grundlage dafür bilden etablierte Leitfäden, die betonen, dass sich der 
Umfang der Bestandserfassung am Konfliktpotenzial und den vorhandenen Strukturen orien-
tieren soll, insbesondere wenn bereits vorab erkennbar ist, dass ein Gebiet nur geringe ökolo-
gische Funktionsräume für besonders oder streng geschützte Arten bietet. 

In diesem Kontext wurde im Planungsraum eine stichprobenartige Brutvogelkartierung 
durchgeführt, die aufgrund der oben beschriebenen starken infrastrukturellen Vorbelastung 
sowie der einheitlichen Ackerstrukturen als fachlich angemessen angesehen wurde. Eine voll-
ständige, mehrfach wiederholte Erfassung aller Brutvogelarten über die gesamte Saison wäre 
nicht verhältnismäßig im Sinne der saP-Systematik, da sich der Geltungsbereich nahezu aus-
schließlich aus Habitaten zusammensetzt, die für anspruchsvolle oder empfindliche Arten nur 
begrenzte Bedeutung besitzen. Das Vorgehen entspricht dem Grundsatz, den Erfassungsauf-
wand in Relation zur potenziellen Relevanz zu setzen: Die saP-Arbeitshilfe sieht ausdrücklich 
vor, dass Datenerhebungen zielgerichtet und angemessen erfolgen sollen und dass die Aus-
wertung vorhandener Lebensraumpotenziale eine ausreichende Grundlage darstellen kann, so-
fern tatsächlich nur geringwertige Habitatstrukturen vorliegen. 

Die im Rahmen der stichprobenartigen Kartierung erhobenen Beobachtungen dienen daher 
primär dazu, die Plausibilität der Lebensraumbewertung zu überprüfen und mögliche Hinweise 
auf unerwartete Vorkommen zu erfassen. Gleichzeitig wurde die artenschutzfachliche Bewer-
tung als Worst-Case-Analyse konzipiert.  
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Der Worst-Case-Ansatz ist insbesondere dann geboten, wenn aufgrund eines geringen struk-
turellen Angebots und einer eingeschränkten Datengrundlage nicht von umfassenden, arten-
übergreifenden Felduntersuchungen ausgegangen werden kann. Der Leitfaden für Arten-
schutzfachbeiträge hebt hervor, dass in solchen Fällen eine Bewertung anhand der theoretisch 
möglichen Lebensraumpotenziale vorzunehmen ist, um sämtliche potenziell betroffenen Arten 
aus Vorsorgegründen einzubeziehen. 

Die Datengrundlagen umfassen damit drei wesentliche Bausteine: 

1. Stichprobenartige Geländeerhebungen, insbesondere zur Erfassung potenzieller Brutak-
tivitäten in einem Landschaftsraum, dessen Habitatqualität stark eingeschränkt ist. 

2. Die systematische Analyse der Flächenkulisse, basierend auf Luftbildern, Biotopstruktu-
ren und Bewirtschaftungsformen, um die Lebensraumpotenziale realistisch einzuschät-
zen. 

3. Die Auswertung bestehender Fachquellen, Datenbanken und artenschutzrechtlicher Leit-
fäden, wie sie in der saP-Arbeitshilfe gefordert werden, einschließlich der Berücksichti-
gung artspezifischer Empfindlichkeiten, Raumnutzungsdistanzen und Habitatansprü-
che. 

Durch diese Kombination aus stichprobenhaften Feldaufnahmen, fundierter Lebensraum- und 
Strukturanalyse sowie einer konservativen Worst-Case-Betrachtung wird eine belastbare 
Grundlage geschaffen, um mögliche artenschutzrechtliche Konflikte gemäß den Anforderun-
gen des § 44 BNatSchG methodisch abgesichert zu beurteilen. Dieses Vorgehen stellt sicher, 
dass selbst unter den Bedingungen eines nur eingeschränkt wertigen Planungsraums alle po-
tenziell relevanten Arten angemessen berücksichtigt werden. 
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1.3  Methodisches Vorgehen und Begriffsbestimmungen 

Das methodische Vorgehen dieses Artenschutzfachbeitrags folgt den in der speziellen arten-
schutzrechtlichen Prüfung (saP) etablierten Standards und basiert auf den bundesweit aner-
kannten Leitlinien zur Beurteilung artenschutzrechtlicher Konflikte im Rahmen von Bauleitplan-
verfahren. Die Vorgehensweise entspricht insbesondere der Prüfstruktur, welche die gesetzli-
chen Anforderungen aus dem Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) und den EU-rechtlichen 
Vorgaben der FFH- und Vogelschutzrichtlinie operationalisiert. Der Berliner Leitfaden zur Er-
stellung von Artenschutzfachbeiträgen ergänzt diese Methodik durch eine präzise Strukturie-
rung der Prüfphasen und eine klare Definition der zentralen Fachbegriffe, die für das Verfahren 
verbindlich sind. Beide Grundlagen gewährleisten eine nachvollziehbare, konsistente und 
rechtssichere Vorgehensweise bei der Bewertung der artenschutzrechtlichen Auswirkungen 
des geplanten Vorhabens. 

Grundstruktur der Artenschutzprüfung 
Die Artenschutzprüfung erfolgt in mehreren aufeinander abgestimmten Prüfschritten. Zu Be-
ginn steht die Identifikation jener Arten, deren Vorkommen oder potenzielle Betroffenheit auf-
grund der im Gebiet vorhandenen Strukturen nicht ausgeschlossen werden kann. Dieser Schritt 
umfasst sowohl die Auswertung vorhandener Fachdaten als auch die Betrachtung der Habitat-
potenziale sowie die Ergebnisse stichprobenartiger Brutvogelerfassungen. Anschließend wer-
den die vom Vorhaben ausgehenden Wirkfaktoren bewertet, darunter Störungen während der 
Bauphase, Verluste oder Veränderungen von Habitatstrukturen sowie betriebsbedingte Effekte. 
Schließlich folgt die Prüfung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände des §44 BNatSchG, 
die im Zusammenhang mit potenziellen Tötungsrisiken, Störungen und der Beeinträchtigung 
von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten stehen. Diese strukturierte Vorgehensweise ist in der 
saP-Arbeitshilfe ausführlich dargelegt und bildet die Grundlage einer fachlich begründeten Be-
wertung. 

Da der Planungsraum aufgrund der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung und der infra-
strukturellen Vorbelastung nur eine eingeschränkte Habitatqualität aufweist, wurde ein redu-
zierter Erfassungsansatz angewendet. Die artenschutzrechtliche Bewertung erfolgt daher kon-
servativ im Sinne eines Worst-Case-Ansatzes, der alle theoretisch möglichen Artenvorkommen 
berücksichtigt, wenn sie auf Basis der Lebensraumpotenziale plausibel erscheinen. Der Leitfa-
den Artenschutzfachbeitrag Berlin empfiehlt dieses Vorgehen ausdrücklich für Gebiete mit ge-
ringer Strukturdiversität und begrenzter Datenbasis, um eine rechtssichere und vorausschau-
ende Prüfung sicherzustellen. 

Herleitung der planungsrelevanten Arten 
Die Bestimmung der planungsrelevanten Arten erfolgt auf Grundlage eines kombinierten An-
satzes aus Literaturauswertung, Datenbankrecherchen, struktureller Habitatbewertung und 
stichprobenartigen Geländeuntersuchungen.  
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Die saP-Vorgaben legen fest, dass Arten einzubeziehen sind, deren potenzielle Anwesenheit 
aufgrund ökologischer Ansprüche und vorhandener Landschaftsstrukturen nicht ausgeschlos-
sen werden kann. Diese Herangehensweise gewährleistet, dass auch Arten mit geringer Nach-
weiswahrscheinlichkeit, jedoch mit theoretischer Habitataffinität, angemessen berücksichtigt 
werden. 

Da die im Planungsraum dominierenden Ackerflächen strukturell einfach aufgebaut sind und 
kaum ökologische Nischen für empfindliche Arten bieten, dienen die Geländebegehungen pri-
mär der Plausibilisierung des theoretisch ableitbaren Artenspektrums. Die abschließende Aus-
wahl der planungsrelevanten Arten folgt damit nicht ausschließlich den realen Nachweisen, 
sondern dem aus Vorsorgegründen anzuwendenden Ansatz der potenziellen Raumnutzung. 
Diese Vorgehensweise ist sowohl in der saP-Systematik als auch in der Arbeitshilfe Artenschutz 
in der Bebauungsplanung verankert und gilt als fachlich verbindlich. 

Wirkfaktorenanalyse und Worst-Case-Ansatz 
Die Wirkfaktorenanalyse umfasst alle potenziellen Einwirkungen des Vorhabens, die im Zusam-
menhang mit den Verbotsvorschriften des §44 BNatSchG relevant werden können. Dazu zählen 
baubedingte Störungen durch Lärm, Präsenz von Personen und Maschinen, Bodenbewegun-
gen und Vegetationsarbeiten, ebenso wie betriebsbedingte Einflüsse durch dauerhafte Struk-
turveränderungen. Die saP-Arbeitshilfe fordert eine systematische Erfassung und Bewertung 
dieser Wirkfaktoren, orientiert an den artspezifischen ökologischen Empfindlichkeiten und den 
räumlich-funktionalen Anforderungen der jeweiligen Art. 

Aufgrund der eingeschränkten empirischen Datenlage wird die Prüfung im vorliegenden Fall 
als Worst-Case-Betrachtung durchgeführt. Das bedeutet, dass sämtliche potenziellen Nut-
zungsmöglichkeiten des Gebietes durch planungsrelevante Arten berücksichtigt werden, auch 
wenn ihre tatsächliche Anwesenheit nicht durch vollständige Kartierungen belegt ist. Der Leit-
faden Artenschutzfachbeitrag Berlin stellt klar, dass dieses Vorgehen insbesondere dann ge-
boten ist, wenn die Habitatstrukturen nur begrenzte Aussagekraft zulassen oder wenn stich-
probenhafte Erhebungen durchgeführt wurden. Der Worst-Case-Ansatz erhöht die Rechtssi-
cherheit der Prüfung und stellt sicher, dass etwaige Verbotstatbestände nicht übersehen wer-
den. 

Planungsrelevante Arten: 
Arten, deren potenzielles Vorkommen im Untersuchungsraum nicht auszuschließen ist und die 
unter die Verbote des §44 BNatSchG fallen. Dazu gehören grundsätzlich alle europäischen Vo-
gelarten sowie streng und besonders geschützte Arten des FFH-Anhangs IV. Die Definition 
folgt den Vorgaben des saP-Dokuments. 

Fortpflanzungs- und Ruhestätten: 
Alle Strukturen, die für die Fortpflanzung, Aufzucht, Überwinterung oder regelmäßige Ruhe-
phasen einer Art notwendig sind. Der Berliner Leitfaden fordert, solche Strukturen auch dann 
einzubeziehen, wenn sie potenziell genutzt werden können, selbst wenn eine Nutzung nicht 
im Gelände nachgewiesen wurde. 
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Störung im Sinne des §44 Abs.1 Nr.2 BNatSchG: 
Eine Störung liegt vor, wenn das Verhalten eines Individuums oder einer Population so beein-
flusst wird, dass sich ihr Erhaltungszustand verschlechtert. Die saP-Arbeitshilfe beschreibt 
hierzu artspezifische Kriterien, die sowohl räumliche als auch zeitliche Empfindlichkeiten be-
rücksichtigen. 

CEF-Maßnahmen: 
Vorgezogene Maßnahmen zur Sicherung der ökologischen Funktion einer Fortpflanzungs- 
oder Ruhestätte, die vor Eintritt des Eingriffs wirksam umgesetzt werden müssen. Ihre Anwen-
dung ist in der Methodik des Leitfadens verankert und erfordert eine funktionale, räumliche 
und zeitliche Wirksamkeitsgarantie. 
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1.4  Gegebenheiten, die artenschutzrechtliche Probleme erwarten lassen könnten 

Checkliste: 
Gegebenheiten, die artenschutzrechtliche Probleme erwarten lassen könnten 
Gegebenheiten Ja Nein 
Das Bauvorhaben liegt innerhalb oder angrenzend (innerhalb von 300 m) an folgenden Bereichen (Angaben 
abrufbar im Geoportal M-V unter https://www.geoportal-mv.de/portal/Geodatenviewer/GAIA-MVprofessional 

• Wald  x  
• Gesetzlich geschützte Biotope x  
• Lebensraumtypen FFH (Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie) x  
• Grundwasserabhängige Ökosysteme  x  
• Ehemalige Rieselfelder  x 
• Schutzgebiete nach Naturschutzrecht (inklusive Natura 2000) x  

Das Bauvorhaben liegt innerhalb oder angrenzend (innerhalb von 300 m) an ein Verbreitungsgebiet folgender 
Anhang IV-Arten (Angaben abrufbar im Geoportal M-V unter  
https://www.geoportal-mv.de/portal/Geodatenviewer/GAIA-MVprofessional Naturschutz Arten Fauna 

• Fischadler  x 
• Fischotter x  
• Kranich x  
• Rotmilan  x 
• Schreiadler x  
• Schwarzstorch  x 
• Seeadler  x 
• Eremit x  
• Wanderfalke  x 
• Weißstorch x  
• Wiesenweihe x   

Für das Vorhaben liegen konkrete Hinweise auf ein Vorkommen artenschutz-
rechtlich relevanter Arten vor (bzw. Naturschutzverbände, vorhandene Kartierun-
gen, etc.) 

 
x 

 

Konkrete Hinweise vor Ort lassen auf ein Vorkommen bestimmter Arten/ Arten-
gruppen schließen (bspw. Kotspuren, Fraßspuren, tote Individuen, Nester, etc.) 

 
x 

 

Das Bauvorhaben weist folgende Eigenschaften auf: 

• Es handelt sich um ein Gebäude, das älter als fünfzig Jahre ist  x 
• Spalten in Fassaden, Querfugen, zerstörte oder offene Fenster, etc.  x 
• Erhöhte Lichtemissionen (insbesondere Beleuchtungseinrichtungen, deren 

Licht in den Himmel oder in den baurechtlichen Außenbereich strahlt oder 
reflektiert wird) 

  
x 

• Erhöhte Lärmemission (je nach Art oberhalb von 47 db(A) (Garniel et al. 
2007)) 

 x 

• Potenzielle Tierfallen (Schächte, Rückhaltebecken Glasscheiben, (Frei-) Lei-
tungen 

 x 

Gegebenheiten Ja Nein 
Das Vorhaben überplant folgende Strukturen oder grenzt daran an (300 m): 

• Gehölzbestände (ab ca. 30 Jahre) x  
• Baumbestand mit Höhlen, Spalten oder Horsten x  
• Dicht gewachsene Hecken und/ oder Gebüsche x  
• Gewässer x  
• Waldränder x  
• Bahndämme x  
• Brachflächen/ Ruderalflächen  x 
• Kiesgruben oder ähnliches  x 
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1.5  Relevanzprüfung 

Die Relevanzprüfung bildet einen zentralen methodischen Schritt der speziellen artenschutz-
rechtlichen Prüfung und dient dazu, diejenigen Arten zu identifizieren, für die das geplante 
Vorhaben potenziell relevante Auswirkungen im Sinne der Verbotstatbestände des § 44 
BNatSchG hervorrufen kann. Sie stellt sicher, dass sich die weitere Untersuchung auf jene Arten 
konzentriert, deren Vorkommen oder Habitatnutzung im Untersuchungsraum nicht ausge-
schlossen werden kann. Die Vorgehensweise basiert auf der in der saP-Vorlage beschriebenen 
systematischen Kombination aus Datenauswertung, Habitatbewertung und fachlicher Ablei-
tung potenzieller Nutzungsmöglichkeiten. 

Im vorliegenden Fall stützt sich die Relevanzprüfung sowohl auf die vorhandenen naturräum-
lichen Strukturen als auch auf die Ergebnisse der stichprobenartigen Brutvogelkartierung, die 
aufgrund der infrastrukturellen Vorbelastung und der großflächig intensiv genutzten Ackerflä-
chen als angemessen betrachtet wurde. Die Arbeitshilfe Artenschutz in der Bebauungsplanung 
weist ausdrücklich darauf hin, dass der Umfang der Datenerhebung stets in einem angemes-
senen Verhältnis zur ökologischen Bedeutung und zur Strukturvielfalt des Raumes stehen 
muss. In Habitaten mit geringem Strukturreichtum – wie im vorliegenden Planungsraum – kann 
die Ermittlung potenziell vorkommender Arten nachvollziehbar über eine Lebensraumpotenzi-
alanalyse erfolgen. 

Die Fläche ist stark durch technische Infrastruktur geprägt, darunter eine Bahnanlage sowie 
parallel verlaufende Hoch- und Höchstspannungsleitungen. Diese Strukturen stellen für viele 
störungsempfindliche Arten Barriere- und Störfaktoren dar und führen dazu, dass zahlreiche 
Arten der Offenlandschaft das Gebiet nur eingeschränkt nutzen. Die intensiv ackerbauliche Be-
wirtschaftung, die fehlende Vegetationsstruktur und der geringe Anteil an ökologisch wertbe-
stimmenden Elementen begrenzen das Habitatpotenzial zusätzlich. Der Berliner Leitfaden zum 
Artenschutzfachbeitrag beschreibt ausdrücklich, dass unter solchen Bedingungen die tatsäch-
liche Artenausstattung regelmäßig gering ist und die Relevanzprüfung daher vor allem über 
die Bewertung theoretisch möglicher Lebensraumnutzungen erfolgt. 

Da die Erfassungen stichprobenartig durchgeführt wurden und aufgrund der geringen ökolo-
gischen Wertigkeit nicht als vollständig gelten können, erfolgt die Relevanzprüfung in einer 
konservativen Worst-Case-Betrachtung. Die saP-Vorlage empfiehlt eine solche Vorgehens-
weise ausdrücklich für Fälle, in denen die Habitatstrukturen nur begrenzte Aussagen über tat-
sächliche Vorkommen zulassen und damit die Gefahr besteht, dass Arten trotz geringer Wahr-
scheinlichkeit theoretisch betroffen sein könnten. In der Lebensraumpotenzialanalyse werden 
deshalb alle Arten berücksichtigt, deren Habitatansprüche grundsätzlich mit den im Plangebiet 
vorhandenen Strukturen kompatibel sind, auch wenn keine direkten Nachweise erbracht wur-
den. 

Besonders relevant im Rahmen der Relevanzprüfung sind die europäischen Vogelarten. Unab-
hängig von ihrem Schutzstatus unterliegen sie ausnahmslos den Verbotstatbeständen des §44 
BNatSchG. Die Arbeitshilfe Artenschutz in der Bebauungsplanung hebt hervor, dass bereits 
eine rein theoretische Nutzung des Gebietes – etwa als temporäres Nahrungshabitat oder als 
Durchzugsraum – ausreicht, um eine planungsrechtliche Relevanz zu begründen.  
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Bei der Bewertung des vorliegenden Gebietes zeigt sich jedoch, dass die intensiv bewirtschaf-
teten Ackerflächen und die Störintensität der Infrastruktur nur wenige Arten begünstigen, ins-
besondere opportunistische Offenlandarten wie Feldlerche, Bachstelze oder Wiesenschafstelze. 
Die stichprobenartigen Erfassungen bestätigen diese Einschätzung, ohne Hinweise auf beson-
ders sensible oder seltene Arten zu liefern. Eine erweiterte Relevanz ergibt sich dennoch für 
alle Arten, deren Brut- oder Nahrungshabitate theoretisch in vergleichbaren offenen Agrarräu-
men vorkommen können. 

Für Arten des FFH-Anhangs IV (z. B. Fledermäuse, bestimmte Amphibien und Reptilien) ist die 
Relevanz aufgrund fehlender geeigneter Habitatstrukturen gering, jedoch nicht vollständig 
auszuschließen. Der Berliner Leitfaden betont, dass Fortpflanzungs- und Ruhestätten dieser 
Arten auch in kleinräumigen oder strukturell einfachen Landschaften auftreten können und 
deshalb in der Relevanzprüfung grundsätzlich einzubeziehen sind. Die Analyse zeigt jedoch, 
dass weder geeignete Kleingewässerstrukturen noch lineare Gehölz- oder Saumstrukturen in 
einer Qualität oder Ausprägung vorhanden sind, die eine hohe Nutzungserwartung begründen 
würden. Dennoch werden diese Artengruppen im Verfahren berücksichtigt, da der Worst-Case-
Ansatz potenzielle Nachweise nicht ausschließt. 

Relevanzmatrix (vollständig) 

Legende: 
� rot = hohe Relevanz 
� gelb = mittlere Relevanz 
� grün = geringe/keine Relevanz 

Artengruppe Relevanz Begründung 

Brutvögel Offenland  � 
Gut geeigneter Offenlandlebensraum; Nachweise aus 
Stichprobenbegehung; empfindlich gegenüber Stö-
rung und Habitatverlust. 

Rast- und Durchzugsvögel � 
Können Ackerflächen als temporäre Nahrungshabitate 
nutzen; jedoch geringe Strukturdiversität, hohe Störin-
tensität. 

Fledermäuse � 
Jagdaktivität möglich, aber kaum Leitstrukturen oder 
Quartierstandorte; Nutzung probabilistisch gering. 
FFH-IV-relevant. 

Amphibien � 
Keine Laichgewässer vorhanden; Ackerflächen weitge-
hend ungeeignet. Keine FFH-IV-relevante Habitataus-
stattung. 

Reptilien (u. a. Zauneidechse) � 
Fehlende Saum-, Trocken- und Versteckstrukturen; ge-
ringe Habitatchancen. Zauneidechse wäre FFH-IV, hier 
aber sehr unwahrscheinlich. 

Tagfalter / Heuschrecken � Intensive Ackernutzung bietet kaum Magerstandorte 
oder Blühflächen; geringe Artenrelevanz. 

Wildbienen � Fehlende offene Bodenstellen und Blühangebote; 
kaum Habitatpotenzial. 
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Käfer (z. B. saproxylisch) � Keine Alt- oder Totholzstrukturen für spezialisierte Kä-
fergruppen. 

Libellen � Keine Gewässer; Habitatfaktor vollständig ausgeschlos-
sen. 

Fische � Planungsgebiet liegt vollständig terrestrisch; keine Ge-
wässer vorhanden; Artengruppe irrelevant. 

Meeressäuger  � Meeressäuger kommen nur in Küsten-/Meeresräumen 
vor; keinerlei Habitatbezug. 

Weichtiere (Mollusken) � 
Keine Feuchtstandorte, keine Wälder, keine naturna-
hen Bodenstrukturen; keine Habitatchancen für ge-
schützte Arten. 

FFH-Anhang-IV-Arten allge-
mein � 

Teilweise theoretische Relevanz (z. B. Fledermäuse, 
Zauneidechse). Lebensraumpotenzial gering, aber 
Worst-Case verlangt Einbezug. 

 
Beispiele und Erläuterung zu FFH-Anhang-IV-Arten 

Gemäß FFH-Richtlinie (Anhang IV) gehören bestimmte streng geschützte Arten zu den pla-
nungsrelevanten Arten, die in jedem Verfahren berücksichtigt werden müssen. Die saP-Vorlage 
fordert explizit eine Worst-Case-Prüfung, selbst wenn nur geringe Habitatpotenziale bestehen. 

Für das vorliegende Vorhaben sind insbesondere folgende Arten exemplarisch zu nennen: 

Fledermäuse (alle Arten FFH-IV) – � 

Fledermausarten wie Großer Abendsegler oder Zwergfledermaus gehören vollständig zum 
FFH-Anhang IV. 
Relevanzgrund: 

• mögliche Jagdnutzung selbst strukturarmen Offenlandes, 
• jedoch fehlende Quartier- oder Leitstrukturen. 

Zauneidechse (Lacerta agilis) – � bis � 

• FFH-Anhang-IV-Art 
• benötigt sonnige, strukturreiche Offenstandorte 
• im Intensivacker kaum geeignete Mikrostrukturen 
• im Worst-Case dennoch zu berücksichtigen 

Teichmolch (Lissotriton vulgaris) – � 

• FFH-Anhang-IV 
• zwingend auf Gewässer angewiesen 
• im Plangebiet kein Laichhabitat → Relevanz sehr gering 

Kammmolch (Triturus cristatus) – � 

• FFH-IV 
• auf hochwertige Laichgewässer angewiesen 
• vollständig ausgeschlossen im Planungsraum 

Fledermaus-Wanderkorridore – � 
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Selbst ohne Quartiere kann ein Gebiet als weitmaschiger Jagd- oder Durchzugsraum genutzt 
werden. 

 

Die einzige rot bewertete Artengruppe sind die Offenlandbrutvögel, die nachweislich und po-
tenziell von den Eingriffen erheblich betroffen sein können. 

Fast alle weiteren Artengruppen liegen im grünen Bereich, weil: 

• keine Gewässer, 

• keine naturnahen Strukturen, 

• keine Sonderstandorte, 

• hohe Störkulisse vorhanden sind. 

FFH-Anhang-IV-Arten liegen aufgrund methodischer Anforderungen im gelben Bereich, weil 
ein Worst-Case-Einbezug obligatorisch ist – trotz objektiv geringer Eignung des Lebensraums. 
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2.  Wirkungen des Vorhabens 
Die Ermittlung und Bewertung der Wirkfaktoren stellt einen zentralen Schritt der artenschutz-
rechtlichen Prüfung dar. Die Wirkfaktoren bestimmen, ob, in welchem Ausmaß und in welcher 
räumlichen Reichweite Tiere durch das geplante Vorhaben beeinträchtigt werden können. Der 
Leitfaden Artenschutzfachbeitrag Berlin fordert hierzu ausdrücklich eine systematische Diffe-
renzierung nach bau-, anlage- und betriebsbedingten Wirkungen sowie die Berücksichtigung 
sämtlicher direkter und indirekter Effekte einschließlich solcher, die über den eigentlichen Pla-
nungsraum hinauswirken. 

Für das geplante Photovoltaikvorhaben ergeben sich die nachfolgenden Wirkfaktoren, die in 
ihrer Gesamtheit Gegenstand der nachfolgenden Verbotstatbestandsprüfung gemäß                           
§ 44 BNatSchG sind. 

 

2.1 Bauzeitbedingte Wirkfaktoren 

Flächeninanspruchnahme und Bodenbewegungen 
Die Errichtung der Photovoltaikanlage umfasst Erdarbeiten, Pfahlgründungen für Modulreihen, 
Wegebauten und Leitungsverlegungen. Diese Eingriffe führen zu einer temporären oder dau-
erhaften Zerstörung oder Beeinträchtigung von Habitatflächen, insbesondere für Offenlandvö-
gel. Während der Bauphase werden potenzielle Nist- und Nahrungshabitate mechanisch be-
ansprucht oder vollständig beseitigt. Der Leitfaden betont, dass derartige direkte Wirkungen 
stets als besonders konfliktträchtig einzustufen sind. 

Bauzeitliche Störungen (Lärm, Bewegung, Präsenz von Maschinen) 
Die Bauphase ist durch erhöhte Störintensitäten gekennzeichnet. Lärm, Maschinenaktivität und 
die regelmäßige Präsenz von Menschen können zu Vergrämungen, Aufgabe von Brutversuchen 
oder zu Verhaltensänderungen empfindlicher Arten führen. Dies betrifft vor allem Feldlerche 
oder Wiesenschafstelze. Die saP-Vorlage bekräftigt, dass Störungen in der Fortpflanzungszeit 
besonders kritisch zu bewerten sind. 

Baustelleneinrichtung und Materiallagerung 
Im Leitfaden wird hervorgehoben, dass Baustelleneinrichtungsflächen zusätzliche Wirkzonen 
darstellen, da sie zu einer räumlichen Ausweitung der Störungen führen können. Besonders 
betroffene Arten sind Bodenbrüter, die empfindlich auf Vegetationsverlust und Trittschäden 
reagieren. 

 

2.2 Anlagenbedingte Wirkfaktoren 

Barrierewirkungen und räumliche Strukturänderungen 
Die aufgeständerten Modulreihen verändern großflächig die Struktur der Ackerlandschaft. Dies 
führt zu veränderten Flugrouten, möglichen barriereartigen Wirkungen und einer Umgestal-
tung der Vegetationsentwicklung. Im Leitfaden wird darauf hingewiesen, dass solche betriebs-
unabhängigen Anlagenwirkungen auch langfristig zu funktionalen Habitatveränderungen füh-
ren können, insbesondere für Vogelarten mit bodennahen Flugbahnen. 
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Verlust bisheriger Brut- und Nahrungshabitate 
Durch die dauerhafte Unterbrechung der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung verändert 
sich die Vegetationsstruktur. Während dies langfristig zu ökologischen Aufwertungen führen 
kann (wie Studien zu PVA belegen, z. B. bne-Studie), entsteht kurz- und mittelfristig eine In-
kompatibilität mit den Habitatansprüchen von Arten der offenen Ackerlandschaft. 

Eingriffe in funktionale Lebensstätten 
Auch wenn keine dokumentierten Fortpflanzungsstätten streng geschützter Arten festgestellt 
wurden, sind potenzielle Nutzungsmöglichkeiten (z. B. von Fledermäusen) aufgrund des 
Worst-Case-Prinzips zu berücksichtigen. Die Arbeitshilfe Artenschutz betont, dass auch poten-
zielle funktionale Bereiche zu schützen sind. 
 

2.3 Betriebsbedingte Wirkfaktoren 

Dauerhafte Störwirkungen durch Betriebswege und Pflegearbeiten 
Regelmäßige Befahrungen zur Wartung der Anlage können eine permanente Störquelle dar-
stellen. Die saP-Vorlage verlangt, Störungen auszuwerten, die zu wiederholten Fluchtdistanzen 
oder verringerter Habitatqualität führen. 

Lichtreflexionen / Glare-Effekte 
Moduloberflächen können Reflexionen erzeugen, die visuelle Störungen für Vögel oder Fle-
dermäuse bedingen. Der Leitfaden beschreibt optische Effekte als relevanten indirekten Wirk-
faktor mit potenziell über das Plangebiet hinausreichender Wirkung. Bereits geringe, verspä-
tete Reflexionen können bei ziehenden Vogelarten Irritationen verursachen. 

Vegetationsveränderungen und Sukzession 
Durch Extensivpflege kann es langfristig zur Entwicklung von Ruderal- oder Grasaufwuchsflä-
chen kommen. Diese Flächen erhöhen zwar die Biodiversität (wie die bne-Studie zeigt), können 
aber zugunsten anderer Artengruppen (z. B. Heuschrecken, Kleinsäuger) und zuungunsten der 
Offenlandbrüter wirken, da die Strukturform verändert wird. 

 

2.4 Wirkungen über den Planungsraum hinaus 

Der Leitfaden weist explizit darauf hin, dass bestimmte Wirkfaktoren (z. B. Lärm, Licht, visuelle 
Reize) eine größere räumliche Reichweite entwickeln können und daher nicht am Plangebiets-
rand enden dürfen. Die Reichweite ist für jeden Wirkfaktor artenspezifisch zu bestimmen. 

Dies betrifft insbesondere: 

• Vogelarten mit großräumigen Aktionsradien, deren Störschwellen bereits bei entfernten 
Anlagen überschritten werden können. 

• Fledermäuse, deren Jagdrouten über die geplante Anlage hinwegführen könnten. 

• Wandernde Arten, bei denen Flugkorridore tangiert werden können. 
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Die Arbeitshilfe Artenschutz in der Bebauungsplanung betont ausdrücklich, dass Wirkfaktoren 
auch im räumlichen Zusammenhang zu betrachten sind, um die Funktionalität geschützter Le-
bensstätten gemäß § 44 BNatSchG nicht zu beeinträchtigen. 

 

Zusammenfassung der Wirkfaktoren 
Die Wirkfaktoren des Photovoltaikvorhabens umfassen: 

• Bauzeit: Störungen, Habitatverluste, mechanische Eingriffe 

• Anlagenbestand: strukturelle Barrieren, dauerhafte Habitatumwandlung 

• Betrieb: regelmäßige Störungen, optische Effekte, Vegetationsveränderungen 

• Indirekte Wirkungen: Lärm, Bewegungsreize, Lichtreflexionen 

• Räumlich erweiterte Effekte: artspezifische Reichweiten je nach Empfindlichkeit 

Die Summe dieser Wirkfaktoren bildet die Grundlage der anschließenden Prüfung der Verbots-
tatbestände nach § 44 BNatSchG. 
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3.  Prüfung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände 
Die Prüfung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände erfolgt auf Grundlage des § 44 
Abs. 1 BNatSchG in Verbindung mit der FFH- und Vogelschutzrichtlinie. Zu berücksichtigen sind 
im vorliegenden Zusammenhang insbesondere: 

• das Tötungs- und Verletzungsverbot (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG), 

• das Störungsverbot (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) sowie 

• das Verbot der Zerstörung oder Beschädigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten 
(§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG). 

Die Arbeitshilfe „Artenschutz in der Bebauungsplanung“ und der Leitfaden Artenschutzfach-
beitrag Berlin geben hierfür ein strukturiertes Prüfprogramm vor, das eine art- und wirkfakto-
renbezogene Bewertung verlangt und explizit auf die funktionale Betrachtung der Fortpflan-
zungs- und Ruhestätten abstellt. 

Gemäß saP-Vorlage sind die Verbote nicht abstrakt, sondern bezogen auf die lokalen Popula-
tionen der betroffenen Arten zu prüfen. Dabei ist zu klären, ob das Vorhaben mit seinen 
bau- und betriebsbedingten Wirkungen geeignet ist, den Erhaltungszustand lokaler Populati-
onen durch Tötungen, erhebliche Störungen oder den Verlust funktionaler Lebensstätten zu 
verschlechtern. 

Für das vorliegende Projekt erfolgt die Bewertung in einer Worst-Case-Betrachtung: Aufgrund 
der stichprobenartigen Brutvogelerfassung und der geringen Strukturvielfalt werden alle the-
oretisch potenziell betroffenen Arten bzw. Artengruppen einbezogen, für die der Untersu-
chungsraum nach der Relevanzprüfung Habitatpotenzial aufweist. Schwerpunkte der Prüfung 
sind die Offenlandbrutvögel (insbesondere Feldlerche) und Fledermäuse; für die übrigen Ar-
tengruppen konnte die Relevanz als gering bis vernachlässigbar eingestuft werden. 

 

3.1 Arten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie 

Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie genießen den höchsten gemeinschaftsrechtlichen 
Schutzstatus und sind damit in besonderem Maße Gegenstand der artenschutzrechtlichen Prü-
fung. Die saP-Vorlage verpflichtet ausdrücklich dazu, die Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG für 
jede einzelne Artengruppe des Anhangs IV systematisch und unter Berücksichtigung sämtlicher 
relevanter Wirkfaktoren zu prüfen, selbst wenn nur geringe Habitatpotenziale vorliegen. 
Dadurch soll sichergestellt werden, dass auch seltene oder „unplausibel erscheinende“ Vor-
kommen methodisch korrekt berücksichtigt werden. 

Der Planungsraum ist zwar durch intensiven Ackerbau und technische Infrastrukturen stark 
vorbelastet, dennoch fordert die Arbeitshilfe Artenschutz in der Bebauungsplanung, dass eine 
Worst-Case-Betrachtung vorgenommen wird, sofern aufgrund eingeschränkter Erfassungs-
möglichkeiten nicht alle Vorkommen ausgeschlossen werden können. 
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Im vorliegenden Fall betrifft dies vor allem die Artengruppen: 

• Fledermäuse (alle Anhang-IV-Arten) 

• Reptilien (z. B. Zauneidechse) 

• Amphibien (z. B. Kammmolch, Teichmolch) 

• weitere Tiergruppen des Anhangs IV (z. B. bestimmte Insekten, Libellen oder Käfergrup-
pen; hier aufgrund Standortbedingungen nur theoretisch relevant) 

Im Folgenden werden die Verbotstatbestände für diese Gruppen einzeln geprüft. 

 
Prüfung der Betroffenheit von Amphibien 

Zu den relevanten FFH-Anhang-IV-Amphibien zählen unter anderem Kammmolch und Teich-
molch. Beide Arten sind zwingend auf geeignete Laichgewässer sowie strukturreiche Landle-
bensräume angewiesen. Die saP-Vorlage verlangt, dass für die Beurteilung der Relevanz zu-
nächst zu prüfen ist, ob solche Habitate im Untersuchungsraum vorhanden sind oder im funk-
tionalen Umfeld eine Rolle spielen. 

Im vorliegenden Fall fehlen stehende oder periodisch wasserführende Gewässer, Gräben mit 
dauerhaftem Wasserstand oder Senken mit Feuchtvegetation völlig. Die Fläche wird seit Jahren 
als Ackerland bewirtschaftet. Es gibt keine Hinweise auf Laichgewässer im Plangebiet oder im 
unmittelbaren Anschlussbereich, die durch den Eingriff beeinträchtigt werden könnten. Unter 
diesen Standortbedingungen kann das Vorkommen von Kammmolch oder Teichmolch mit ho-
her Sicherheit ausgeschlossen werden. Damit scheidet sowohl ein erhöhtes Tötungsrisiko als 
auch eine relevante Störung oder Zerstörung von Fortpflanzungsstätten aus. 
 

Artengruppe:  Amphibien  
Untersucht wurde u.a.: Kammmolch (Triturus cristatus), Teichmolch (Triturus vulgaris) 

 
Schutzstatus 

 Anhang IV FFH-Richtlinie 

Bestandsdarstellung 
Kurzbeschreibung Autökologie und Verbreitung:  
- sonnenexponiertes Gewässer, gut entwickelte Submervegetation, ausreichend offene Wasserfläche, reich 

strukturierter Gewässerboden (Äste/Steine) und fehlender Fischbesatz wirken sich positiv auf eine Besied-
lung aus 

- Als Laichgewässer werden überwiegend naturnahe Kleingewässer, Kleinseen, Teiche und Abgrabungsge-
wässer bevorzugt.  

- terrestrischen Lebensräume befinden sich häufig in unmittelbarer Nähe des Laichgewässer  
Zu den Landhabitaten gehören Laub- und Mischwälder, Gärten, Felder, Sumpfwiesen und Flachmoore, Erdauf-
schlüsse, Steine und Totholz  
Vorkommen in Mecklenburg-Vorpommern: 
- verbreitet 
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Allgemeine Gefährdungsursachen: 
- Zerstörung von Laichgewässern  
- Einfluss von Pestiziden und Herbiziden  
- Verkehrsopfer 
- intensive Bodenbearbeitung im Landlebensraum 
Der Rückgang der Laichgewässer führt zu einer zunehmenden Verinselung der Population. Die Verluste wandern-
der Tiere durch den Straßenverkehr schwächen die Populationen. 

Vorkommen im Untersuchungsraum  
  nachgewiesen im Untersuchungsraum    potenziell vorkommend  

Beschreibung der Vorkommen im Untersuchungsraum 
Amphibienvorkommen sind im Planungsraum potenziell möglich. Die Ackerflächen dienen jedoch nicht als Vor-
zugslebensräume. 
Habitatqualität: mäßig  

Prüfung des Eintretens der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG 
Artspezifische Vermeidungsmaßnahmen  
- keine Beseitigung von Vorzugslebensräumen 
- Bauzeit außerhalb der Hauptwanderungszeit oder alternativ bei einer Bauzeit innerhalb des Wanderungs-

zeitraumes erfolgt die Anlage eines Folienschutzzaunes 
vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF):  
nicht erforderlich 

Prognose und Bewertung des Tötungs- und Verletzungsverbotes gem. § 44 Abs.1 Nr. 1 BNatSchG (ausge-
nommen sind  
Tötungen/Verletzungen in Verbindung mit Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten):  

Verletzung oder Tötung von Tieren, Beschädigung oder Zerstörung ihrer Entwicklungsformen  
      Das Verletzungs- und Tötungsrisiko erhöht sich für die Individuen signifikant bzw. das Risiko der Beschä-

digung oder Zerstörung von Entwicklungsformen steigt signifikant an 
 Das Verletzungs- und Tötungsrisiko erhöht sich für die Individuen nicht signifikant und das Risiko der Be-

schädigung oder Zerstörung von Entwicklungsformen steigt nicht signifikant an 
 

 
Begründung: 
Der Bereich der geplanten sonstigen Sondergebiete stellt aufgrund der landwirtschaftlichen Nutzung keine Vor-
zugslebensräume dar. Um Tötungen und Verletzungen zu vermeiden, ist die Bauzeit außerhalb des Wanderungs-
zeitraumes von Oktober bis Februar geplant. Sollte sich die Bauzeit verschieben, ist mit Folienschutzzäunen ein 
Einwandern wirkungsvoll zu verhindern. 
Verbotstatbestand:  ist nicht erfüllt  

Prognose und Bewertung des Störungsverbotes gem. § 44 Abs.1 Nr. 2 BNatSchG  
Erhebliches Stören von Tieren während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und 
Wanderungszeiten 

 Die Störung führt zur Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen Population 
 Die Störungen führen zu keiner Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen Population 

Begründung: 
Mit der Bauzeit außerhalb des Wanderungszeitraumes kann eine Störung der Tiere ausgeschlossen werden. 
Winterquartiere befinden sich nicht im Planungsraum. Mit der geplanten Bauzeit im Winterhalbjahr sind keine 
negativen Auswirkungen auf Amphibien zu erwarten. 
Verbotstatbestand:  ist nicht erfüllt 

Prognose und Bewertung der Schädigungstatbestände gem. § 44 Abs.1 Nr. 3 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG so-
wie ggf. des Verletzungs- und  
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Tötungsverbotes gem. § 44 Abs.1 Nr. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG (Tötungen/Verletzungen in Verbindung 
mit Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten):  

 Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten  
 Tötung von Tieren im Zusammenhang mit der Schädigung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten nicht 

auszuschließen  
      Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF) erforderlich, um Eintreten des Verbotstatbestandes zu vermei-

den 
 Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten (ggf. Im Zusammenhang mit Tö-

tung), ökologische Funktion wird im räumlichen Zusammenhang nicht gewahrt 
Begründung: 
Vorhabenbedingt werden keine Fortpflanzungs- und Ruhestätten von Amphibien beansprucht oder beein-
trächtigt. Tötungen und Verletzungen in Verbindung mit der Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten 
können ausgeschlossen werden. 
Verbotstatbestand:  ist nicht erfüllt 

Zusammenfassende Feststellung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände 
Die Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG 

 treffen zu (Darlegung der Gründe für eine Ausnahme erforderlich) 
 treffen nicht zu (artenschutzrechtliche Prüfung endet hiermit) 

Darlegung der naturschutzfachlichen Gründe für eine Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG  
- nicht erforderlich - 
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Prüfung der Betroffenheit von Reptilien  

Zu den FFH-Anhang-IV-Reptilien gehört unter anderem die Zauneidechse. Sie ist auf trocken-
warme, strukturreiche Offenstandorte angewiesen, etwa Bahn- und Straßenböschungen, 
brachgefallene Säume, Lesesteinriegel, Sandmagerrasen oder ruderal geprägte Flächen. Die 
saP-Vorlage weist darauf hin, dass solche Arten vor allem dort zu erwarten sind, wo mosaikar-
tige Strukturen mit unterschiedlichen Deckungs- und Sonnenangeboten vorhanden sind. 

Im Planungsraum dominieren jedoch großflächige, intensiv genutzte Ackerflächen ohne nen-
nenswerte Saum- oder Brachstrukturen. Übergangsbereiche mit geeigneter Mikrostruktur feh-
len praktisch vollständig. Unter diesen Umständen ist ein Auftreten von Zauneidechsen im Pla-
nungsraum selbst nach Worst-Case-Maßstab nur in sehr geringem Umfang denkbar. Da weder 
typische Reptilienhabitate noch lineare Strukturen mit geeigneten Sonnen- und Versteckplät-
zen vorliegen, begründen die vorgesehenen Erdarbeiten und der Anlagenbau kein realistisches 
Tötungsrisiko. Ebenso wenig sind Fortpflanzungs- oder Überwinterungsquartiere zu erwarten, 
deren Funktionalität beeinträchtigt werden könnte. 

Damit sind Tötungsrisiken, erhebliche Störungen oder die Zerstörung von Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten für Anhang-IV-Reptilien im Planungsraum nicht zu erwarten. 

 

Artengruppe:  Reptilien 
Untersucht wurde: Zauneidechse (Lacerta agilis) 

 
Schutzstatus 

 Anhang IV FFH-Richtlinie 

Bestandsdarstellung 
Kurzbeschreibung Autökologie und Verbreitung:  

Ursprünglich ist die Artengruppe als ein Waldsteppenbewohner zu bezeichnen, der in Mitteleuropa durch die 
nacheiszeitliche Wiederverwaldung zurückgedrängt wurde. Heute werden naturnahe bzw. anthropogen gestaltete 
Habitate wie Dünengebiete, Heiden, Halbtrocken- und Trockenrasen, Waldränder, Feldraine, sonnenexponierte 
Böschungen, Ruderalfluren, Abgrabungsflächen und Brachen als Lebensraum bevorzugt. 

Vorkommen in Mecklenburg-Vorpommern: 

- verbreitet, aber in geringer Dichte 

Allgemeine Gefährdungsursachen: 

- Beseitigung von Ökotopen, Kleinstrukturen und Sonderstandorten etc.  
- Einfluss von Pestiziden und Herbiziden  
- Verkehrsopfer 
- intensive Bodenbearbeitung  

Vorkommen im Untersuchungsraum  
    nachgewiesen im Untersuchungsraum    potenziell vorkommend  

Beschreibung der Vorkommen im Untersuchungsraum 
Vorzugslebensräume von Reptilien, d.h. vegetationsarme, relativ trockene Bereiche sowie exponierte Strukturen 
zur Thermoregulation und leicht grabbare, geeignete Substrate, befinden sich nicht im Eingriffsbereich. Ein Vor-
kommen im Bereich der Gleisanlage oder dem Waldrand ist jedoch potenziell möglich und sporadisches Ein-
wandern in das Baufeld nicht ausgeschlossen.  
Habitatqualität: im Bereich des geplanten sonstigen Sondergebietes mäßig  
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Prüfung des Eintretens der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG 

Artspezifische Vermeidungsmaßnahmen  
- keine Beseitigung von Lebensräumen 
- Bauzeit außerhalb des Aktivitätzeitraumes 
- bei einer Bauzeit innerhalb des Aktivitätszeitraumes erfolgt die Anlage eines Folienschutzzaunes 
vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF):  
- nicht erforderlich 

Prognose und Bewertung des Tötungs- und Verletzungsverbotes gem. § 44 Abs.1 Nr. 1 BNatSchG (ausge-
nommen sind Tötungen/Verletzungen in Verbindung mit Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestät-
ten):  
Verletzung oder Tötung von Tieren, Beschädigung oder Zerstörung ihrer Entwicklungsformen  

      Das Verletzungs- und Tötungsrisiko erhöht sich für die Individuen signifikant bzw. das Risiko der Beschä-
digung oder Zerstörung von Entwicklungsformen steigt signifikant an 

 Das Verletzungs- und Tötungsrisiko erhöht sich für die Individuen nicht signifikant und das Risiko der  
 Beschädigung oder Zerstörung von Entwicklungsformen steigt nicht signifikant an 
Begründung: 
Der Bereich der geplanten sonstigen Sondergebiete stellt aufgrund der landwirtschaftlichen Bewirtschaftung 
kein Optimalhabitat für Reptilien dar. Ein sporadisches Einwandern in das Baufeld ist jedoch nicht vollkommen 
ausgeschlossen. Um Tötungen und Verletzungen zu vermeiden, ist die Bauzeit außerhalb des Aktivitätszeitrau-
mes von Oktober bis Februar geplant. Sollte sich die Bauzeit verschieben, ist mit einem Folienschutzzaun um das 
Baufeld ein Einwandern wirkungsvoll zu verhindern. 
Verbotstatbestand:  ist nicht erfüllt  

Prognose und Bewertung des Störungsverbotes gem. § 44 Abs.1 Nr. 2 BNatSchG  
Erhebliches Stören von Tieren während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und 
Wanderungszeiten 

 Die Störung führt zur Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen Population 
 Die Störungen führen zu keiner Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen Population 

Begründung: 
Mit der Bauzeit außerhalb des Aktivitätszeitraumes kann eine Störung der Tiere ausgeschlossen werden. Winter-
quartiere befinden sich nicht im Planungsraum. Mit der geplanten Bauzeit im Winterhalbjahr sind keine negati-
ven Auswirkungen auf Reptilien zu erwarten. 
Verbotstatbestand:  ist nicht erfüllt 

Prognose und Bewertung der Schädigungstatbestände gem. § 44 Abs.1 Nr. 3 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG so-
wie ggf. des Verletzungs- und Tötungsverbotes gem. § 44 Abs.1 Nr. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG (Tötun-
gen/Verletzungen in Verbindung mit Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten):  
 

 Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten  
 Tötung von Tieren im Zusammenhang mit der Schädigung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten nicht 

auszuschließen  
       Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF) erforderlich, um Eintreten des Verbotstatbestandes zu ver-

meiden 
 Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten (ggf. Im Zusammenhang mit Tö-

tung), ökologische Funktion wird im räumlichen Zusammenhang nicht gewahrt 
Begründung: 
Vorhabenbedingt werden keine Fortpflanzungs- und Ruhestätten von Reptilien beansprucht oder beeinträch-
tigt. Tötungen und Verletzungen in Verbindung mit der Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten können 
ausgeschlossen werden. 
Verbotstatbestand:  ist nicht erfüllt 

Zusammenfassende Feststellung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände 
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Die Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG 
 treffen zu (Darlegung der Gründe für eine Ausnahme erforderlich) 
 treffen nicht zu (artenschutzrechtliche Prüfung endet hiermit) 

Darlegung der naturschutzfachlichen Gründe für eine Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG  
- nicht erforderlich - 

 

Prüfung der Betroffenheit von Fledermäusen  

Sämtliche Fledermausarten in Mitteleuropa sind FFH-Anhang-IV-Arten und damit streng ge-
schützt. Relevante Konflikttypen sind vor allem Kollisionen mit technischen Anlagen, Verluste 
oder Beeinträchtigungen von Quartieren sowie erhebliche Störungen in der Nähe von Wo-
chenstuben, Winterquartieren oder bedeutenden Jagdhabitaten. Die saP-Vorlage fordert hier 
eine besonders sorgfältige Betrachtung von Quartierstandorten und Funktionsräumen. 

Im vorliegenden Planungsraum fehlen bauliche Strukturen und Höhlenbäume, die als Quartiere 
in Betracht kämen. Die homogene Ackerlandschaft weist zudem nur geringe Strukturvielfalt auf 
und bietet für Fledermäuse allenfalls ein randlich genutztes Jagdhabitat. Photovoltaik-Freiflä-
chenanlagen ohne hochragende oder rotierende Anlagenteile begründen im Unterschied zu 
Windenergieanlagen kein typisches Kollisionsrisiko. Auch baubedingte Gefährdungen von 
Quartieren sind vor diesem Hintergrund nicht ersichtlich, da weder Erdhöhlen noch Spalten-
quartiere im Baufeld bekannt oder plausibel sind. 

Für den betrieblichen Zustand ist maßgeblich, ob die Anlage zu einer relevanten Veränderung 
des Jagdangebotes oder zu zusätzlichen Störungen führt. Da die Fläche bereits zuvor intensiv 
ackerbaulich genutzt wurde und keine Quartierstrukturen aufweist, ist nicht zu erwarten, dass 
sich der Erhaltungszustand lokaler Fledermauspopulationen durch die Umnutzung verschlech-
tert. Die aus der bne-Studie bekannten positiven Effekte von Solarparks auf Insekten und damit 
auf das Nahrungsangebot schließen ein, dass die Jagdnutzung sogar eher verbessert als ver-
schlechtert wird, ohne dass dadurch konfliktträchtige Konzentrationen im Anlagenbereich zu 
erwarten wären. 

Vor diesem Hintergrund ist weder ein signifikant erhöhtes Tötungsrisiko noch eine erhebliche 
Störung von Fledermäusen zu erkennen. Fortpflanzungs- und Ruhestätten werden im Gel-
tungsbereich nicht in Anspruch genommen. Ein Verstoß gegen die Verbote des §44 Absatz 1 
für Fledermäuse kann daher ausgeschlossen werden. 
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Artname:  Fledermäuse (Microchiroptera)  
Untersucht wurden zum Beispiel: Große Bartfledermaus (Myotis brandtii), Teichfledermaus (Myotis dasycneme), Zwergfleder-
maus (Pipistrellus pipistrellus) und Kleiner Abendsegler (Nyctalus leisleri)  

 
Schutzstatus 

 Anh. IV FFH-Richtlinie 

Bestandsdarstellung 
Kurzbeschreibung Biologie:  
- dichtes, oft seidiges Fell, meist grau bis braun oder schwärzlich gefärbt, Bauchseite heller als der Rücken 
- Daumen ist kurz und trägt eine Kralle; die vier übrigen Finger sind stark verlängert und spannen die Flughaut 
- Dorn am Fußgelenk (Calcar) dient zum Aufspannen der Schwanzflughaut  
- Fledermäuse sind nachtaktive Tiere, zum Schlafen ziehen sie sich in Höhlen, Felsspalten, Baumhöhlen oder 

menschengemachte Unterschlupfe zurück 
- Fledermäuse haben eine niedrige Fortpflanzungsrate, die meisten Arten bringen nur einmal im Jahr ein ein-

zelnes Jungtier zur Welt 
- nach Beendigung des Winterschlafes wandern die Fledermäuse in ihre Sommerquartiere, dabei suchen sich 

die Männchen meist Tagesquartiere, die als Ausgangspunkt für die Jagd dienen 
- die Weibchen finden sich zu Wochenstuben zusammen, in denen die Jungtiere geboren und gemeinsam auf-

gezogen werden 
Vorkommen in Mecklenburg-Vorpommern: 
- flächige und relativ gleichmäßige Verbreitung in M-V, wenngleich vielfach sichere Quartiernachweise fehlen 
- Verbreitungsschwerpunkte befinden sich an Gebäuden (Quartiergebiete), mit einem strukturreichen Umfeld 

(Jagdgebiete) 
 Gefährdungsursachen: 
- Beseitigung oder Versiegelung von Habitaten mit Quartierseigenschaften 
- Verringerung der Nahrungsgrundlage durch Pestizideinsatz in der Land- und Forstwirtschaft  
- Verminderung der Jagdmöglichkeiten durch den Verlust von insektenreichen Landschaftsstrukturen (Hecken, 

Säume, Waldränder) 

Vorkommen im Untersuchungsraum 
 nachgewiesen  potentiell vorkommend  

Winter- und Sommerquartiere werden nicht beansprucht. Der Geltungsbereich stellt ein potenzielles Jagdhabitat 
für Fledermäuse dar. 
Abgrenzung der lokalen Population und Bewertung deren Erhaltungszustandes  
Population:  
Eine Bewertung des Erhaltungszustandes der lokalen Population kann auf Grund fehlender Bezugsgrößen nicht vor-
genommen werden. 

Prüfung des Eintretens der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG 
Artspezifische Vermeidungsmaßnahmen  
Fledermäuse jagen in der Nacht.  Auf dem Speiseplan der heimischen Arten stehen fast ausschließlich Insekten. 
Grundsätzlich ist mit der geplanten Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaikanlage keine Beleuchtung erforderlich. 
Trotzdem wird zum Schutz von Insekten und Fledermäuse folgende Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahme 
berücksichtigt: 
Als Außenbeleuchtung sind nur zielgerichtete Lampen mit einem UV-armen, insektenfreundlichen, energiesparenden 
Lichtspektrum und einem warmweißen Licht mit geringen Blauanteilen im Spektrum von 2000 bis max. 3000 Kelvin 
Farbtemperatur zulässig. 
Prognose und Bewertung des Tötungs- und Verletzungsverbotes gem. § 44 Abs.1 Nr. 1 BNatSchG (ausge-
nommen sind Tötungen/Verletzungen in Verbindung mit Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestät-
ten):  
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Artname:  Fledermäuse (Microchiroptera)  
Untersucht wurden zum Beispiel: Große Bartfledermaus (Myotis brandtii), Teichfledermaus (Myotis dasycneme), Zwergfleder-
maus (Pipistrellus pipistrellus) und Kleiner Abendsegler (Nyctalus leisleri)  

 
Verletzung oder Tötung von Tieren, Beschädigung oder Zerstörung ihrer Entwicklungsformen  

 Das Verletzungs- und Tötungsrisiko erhöht sich für die Individuen signifikant bzw. das Risiko der Beschädi-
gung 
 oder Zerstörung von Entwicklungsformen steigt signifikant an 

 Das Verletzungs- und Tötungsrisiko erhöht sich für die Individuen nicht signifikant und das Risiko der  
 Beschädigung oder Zerstörung von Entwicklungsformen steigt nicht signifikant an 
Begründung: 
Winter- und Sommerquartiere von Fledermäusen werden nicht beansprucht. Eine Tötung und Verletzung von 
Tieren kann somit ausgeschlossen werden. 
Verbotstatbestand:  ist nicht erfüllt  
Prognose und Bewertung des Störungsverbotes gem. § 44 Abs.1 Nr. 2 BNatSchG  
Erhebliches Stören von Tieren während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und  
Wanderungszeiten 

 Die Störung führt zur Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen Population 
 Die Störungen führen zu keiner Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen Population 

Begründung: 
Da sich im Bereich des sonstigen Sondergebietes keine Winter- und Sommerquartiere von Fledermäusen befinden 
sind keine Störungen absehbar. Der Planungsraum kann weiterhin als Jagdhabitat genutzt werden.  
Verbotstatbestand:  ist nicht erfüllt 

Prognose und Bewertung der Schädigungstatbestände gem. § 44 Abs.1 Nr. 3 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG so-
wie ggf. des Verletzungs- und Tötungsverbotes gem. § 44 Abs.1 Nr. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG (Tötun-
gen/Verletzungen in Verbindung mit Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten):  

 Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten  

 Tötung von Tieren im Zusammenhang mit der Schädigung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten nicht 
auszuschließen  

 Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF) bedarfsweise erforderlich, um Eintreten des Verbotstatbestan-
des zu vermeiden 

 Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten (ggf. Im Zusammenhang mit Tö-
tung), ökologische Funktion wird im räumlichen Zusammenhang nicht gewahrt 

Begründung: 
Tötungen und Verletzungen von Fledermäusen erfolgen nicht mit dem geplanten Vorhaben. Gegenteilig wird 
sich aufgrund der Extensivierung der Flächen das Nahrungsangebot für Fledermäuse verbessern.  
Verbotstatbestand:  ist nicht erfüllt 

Zusammenfassende Feststellung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände 
Die Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG 

 treffen zu (Darlegung der Gründe für eine Ausnahme erforderlich) 
 treffen nicht zu (artenschutzrechtliche Prüfung endet hiermit) 

 

  



S e i t e  | 26 

 

Bebauungsplan Nr. 12                                 Artenschutzfachbeitrag,  
„Solarpark Diedrichshagen an der Bahn“   Stand Januar 2025 

Weitere FFH-Anhang-IV-Arten 

Weitere Anhang-IV-Arten betreffen unter anderem bestimmte Libellen, Käfer, Tagfalter und 
andere Wirbellose. Diese Arten sind in der Regel an spezielle Habitatstrukturen gebunden, wie 
etwa hochwertige Stillgewässer, strukturreiche Waldränder, Alt- und Totholzbestände oder 
nährstoffarme Magerrasen. Die Arbeitshilfe Artenschutz in der Bebauungsplanung empfiehlt, 
solche Arten nur dann weitergehend zu prüfen, wenn entsprechende Lebensraumstrukturen 
im Plangebiet oder seinem unmittelbaren Wirkbereich vorhanden sind. 

Da im vorliegenden Untersuchungsraum keine dieser Strukturen vorkommt und die Flächen-
nutzung durchgängig intensiv ackerbaulich geprägt ist, besteht weder für wassergebundene 
noch für wald- oder magerrasenabhängige Anhang-IV-Arten ein realistisches Habitatpotenzial. 
Für diese Artengruppen können Verstöße gegen die Zugriffs- und Stättenverbote fachlich be-
lastbar ausgeschlossen werden. 

 

Gesamtbewertung für Arten des Anhangs IV 

Zusammenfassend ergibt die Prüfung, dass die im Planungsraum vorhandenen Standortbedin-
gungen und Strukturen für Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie nur in sehr begrenztem 
Umfang Habitatpotenziale bieten. Für Fledermäuse fehlen Quartiere, für Reptilien und Amphi-
bien fehlen geeignete Kleinstrukturen und Gewässer, für andere Anhang-IV-Arten fehlen je-
weils die typischen Spezialhabitate. In Verbindung mit der Art und Weise der geplanten Nut-
zung als Freiflächen-Photovoltaikanlage begründet das Vorhaben weder ein signifikant über 
das allgemeine Lebensrisiko hinausgehendes Tötungsrisiko, noch ist mit erheblichen Störun-
gen oder mit der Zerstörung funktionaler Fortpflanzungs- und Ruhestätten zu rechnen. 

Ein Ausnahmeverfahren nach §45 Absatz 7 BNatSchG ist für Arten des Anhangs IV der FFH-
Richtlinie daher aus fachlicher Sicht nicht erforderlich. 
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3.2 Prüfung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände für Europäischen Vogelarten  

Europäische Vogelarten sind vollständig von den artenschutzrechtlichen Zugriffs- und Stö-
rungsverboten des § 44 Absatz 1 BNatSchG erfasst. Dies gilt unabhängig vom Gefährdungssta-
tus. Die Arbeitshilfe Artenschutz in der Bauleitplanung betont ausdrücklich, dass alle europäi-
schen Vogelarten in die Prüfung einzubeziehen sind, selbst typische Agrararten wie Feldlerche 
und Wiesenschafstelze. 

Im Planungsraum wurden im Rahmen stichprobenartiger Begehungen typische Offenlandarten 
bestätigt. Aufgrund der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung und der hohen Vorbelastung 
war nicht von einer besonderen Artenvielfalt auszugehen, jedoch besitzt besonders die Feld-
lerche nachweislich ein Revier im Gebiet. Die Prüfung erfolgt daher konservativ im 
Worst-Case-Ansatz, wie es die saP-Vorlage fordert. 

Ein zentraler, vorhabenspezifischer Aspekt ist die textlich festgesetzte Mindestbreite des Rei-
henabstands von 4,90 m zwischen den Modulreihen. Dieser Abstand gewährleistet, dass ein 
mindestens 2,5 m breiter, voll besonnter Zwischenraum entsteht, der als funktionales Offen-
land- und potenzielles Bruthabitat erhalten bleibt. Dieser Aspekt wirkt unmittelbar auf die Prü-
fung der Verbotstatbestände, da der Leitfaden Artenschutzfachbeitrag Berlin ausdrücklich ver-
langt, die funktionale Habitatqualität in die Bewertung einzubeziehen. 

Die bne-Studie (2025) weist zudem nach, dass Offenlandvögel – insbesondere Feldlerchen – 
besonnte, offene Zwischenräume innerhalb von PV-Anlagen nutzen und dort Brutplätze in ver-
gleichbarer oder höherer Dichte anlegen können als auf intensiv genutzten Ackerflächen. Dies 
gilt vor allem dann, wenn die Flächen extensiv gepflegt und nicht verschattet sind. 

Damit stellt der große Modulreihenabstand einen maßgeblichen artenschutzfachlichen Ver-
meidungsfaktor dar. 

 

§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG (Tötungs- und Verletzungsverbot) 
Das Tötungs- und Verletzungsverbot ist nach ständiger fachlicher Praxis insbesondere für bo-
denbrütende Arten relevant, deren Nester durch Bodenbearbeitung, Befahren, Baustellenein-
richtung oder Mahd zerstört werden können. Die saP‑Vorlage und der Berliner Leitfaden ver-
langen, das Risiko stets maßnahmenspezifisch und phasenbezogen zu prüfen. 

Für die Bauphase besteht ein grundsätzliches Risiko, dass Gelege oder Jungvögel unbeabsich-
tigt zerstört werden, wenn Bauarbeiten in den Zeitraum der Hauptbrutaktivität (April–Juli) fal-
len. Die Arbeitshilfe Artenschutz betont, dass ein Verstoß gegen §44 Abs. 1 Nr. 1 vorliegt, wenn 
das Vorhaben ein signifikant erhöhtes Tötungsrisiko erzeugt, das über das allgemeine Lebens-
risiko hinausgeht. 

Da im Planungsraum real Brutaktivität festgestellt wurde, wäre ein bauzeitlicher Eingriff wäh-
rend der Fortpflanzungsperiode ohne Maßnahmen kritisch zu bewerten.  
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Dieses Risiko lässt sich jedoch vollständig vermeiden, wenn: 

• großflächige Bauarbeiten außerhalb der Hauptbrutzeit stattfinden, 
• vor Baubeginn eine fachkundige Brutplatzkontrolle erfolgt, 
• besetzte Brutareale zeitweilig ausgespart und 
• Baustellenabläufe sowie Befahrungen streng räumlich gebündelt werden. 

Die saP‑Vorlage erlaubt den Ausschluss des Tötungsrisikos, wenn solche Maßnahmen sicher-
stellen, dass keine Gelege oder Jungvögel betroffen sein können. In Kombination mit der ho-
hen Mobilität vieler Offenlandarten und ausreichenden Ausweichflächen im Umfeld ist somit 
kein signifikanter Anstieg des Tötungsrisikos zu erwarten. 

Bewertung: Das Tötungs- und Verletzungsverbot wird bei konsequenter Maßnahmenumset-
zung nicht erfüllt. 

 

§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG (Störungsverbot) 

Eine erhebliche Störung liegt vor, wenn ein Vorhaben geeignet ist, den Erhaltungszustand der 
lokalen Population zu verschlechtern. Die saP‑Vorlage verlangt hierbei eine Prüfung der art-
spezifischen Empfindlichkeiten und der Intensität der Störung. 

Im konkreten Fall wirken folgende Elemente störungsmindernd: 

Bauzeitliche Störungen sind zeitlich begrenzt und liegen außerhalb der Brutzeit. Betriebsbe-
dingte Störungen sind minimal (gelegentliche Pflegegänge, langsame Fahrbewegungen). 

Der große Modulreihenabstand reduziert die Störanfälligkeit, da offene Sichtachsen und lichte 
Flugkorridore erhalten bleiben. 

Der Solarpark erzeugt keine dauerhafte intensive Stördynamik wie Windkraftanlagen; das 
Windenergie‑Leitdokument bestätigt, dass Offenlandvögel gegenüber stationären technischen 
Strukturen oft toleranter sind, wenn ausreichend Sicht und Freiflächen bestehen. 

Die Offenlandstreifen zwischen den Modulen schaffen Rückzugs- und Ausweichmöglichkeiten 
innerhalb des Plangebietes. Dadurch wird die Wahrscheinlichkeit einer Störung, die den lokalen 
Erhaltungszustand beeinträchtigt, deutlich gemindert. 

Bewertung: Keine erhebliche Störung; das Störungsverbot wird nicht erfüllt. 

 

Verbot der Zerstörung oder Beschädigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten  

Das Verbot der Zerstörung oder Beschädigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten nach          
§ 44 Absatz 1 Nummer 3 BNatSchG schützt nicht nur das konkrete Nest oder den unmittelbaren 
Brutplatz, sondern – entsprechend der Arbeitshilfe Artenschutz in der Bebauungsplanung – 
ausdrücklich auch die ökologische Funktionalität der Fortpflanzungsstätte im räumlichen Zu-
sammenhang.  
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Damit ist maßgeblich, ob ein Vorhaben dazu führt, dass ein Gebiet seine Eignung als Brut- oder 
Ruhehabitat dauerhaft verliert oder die für die jeweilige Art notwendigen ökologischen Bedin-
gungen nicht mehr erfüllt werden können. Dieser funktionale Schutzansatz ist insbesondere 
bei Arten wie der Feldlerche relevant, die auf Ackerflächen oder anderen offenen Landschafts-
bereichen brüten und deren Brutplätze aufgrund der jährlichen Bodenbewirtschaftung ohnehin 
nicht dauerhaft fixiert sind. Entscheidend ist deshalb, ob die Landschaft trotz Umnutzung wei-
terhin jene offenen, gut besonnten Vegetationsstrukturen aufweist, die für die Brutdefinition 
dieser Arten wesentlich sind. 

Im vorliegenden Fall ist zu berücksichtigen, dass die bisherige Nutzung der Flächen als inten-
sives Ackerland keineswegs eine beständige oder sichere Fortpflanzungsstätte darstellt, da Bo-
denbearbeitung, Ernte und Pestizid- bzw. Düngemitteleinsatz nicht nur Habitatqualität, son-
dern auch den unmittelbaren Bruterfolg negativ beeinflussen können.  

Der Übergang zu einer Photovoltaikfreiflächenanlage verändert zwar die Nutzung, führt aber 
nicht zwingend zum Wegfall der funktionalen Fortpflanzungsstätte. Vielmehr besteht – wie der 
Leitfaden Artenschutzfachbeitrag Berlin betont – die Möglichkeit, durch geeignete Gestaltung 
und Pflege der Anlage eine Habitatqualität zu schaffen, die der ursprünglichen Funktion der 
Flächen als Brutlebensraum nicht nur entspricht, sondern sie teilweise sogar verbessert. Dies 
gilt insbesondere dann, wenn Offenlandstrukturen dauerhaft erhalten und Störungen gezielt 
reduziert werden. 

Eine besondere Bedeutung kommt in diesem Zusammenhang der textlich festgesetzten Min-
destbreite des Reihenabstands von 4,90 Metern zwischen den Modulreihen zu. Dieser große 
Abstand stellt sicher, dass ganzjährig ein mindestens 2,5 Meter breiter, vollständig besonnter 
Zwischenraum bestehen bleibt, der die für Offenlandbrüter charakteristischen Habitatmerk-
male wahrt. Die besonnten Streifen bilden innerhalb der Anlage jene offenen Vegetationskor-
ridore, die für Singflüge, Neststandorte und für die Orientierung der Altvögel essenziell sind. 
Damit wird gewährleistet, dass trotz der baulichen Struktur der Solarmodule ein funktional zu-
sammenhängendes Offenlandhabitat erhalten bleibt, das weiterhin als Brutgebiet dient. Die 
bne‑Studie zeigt, dass solche Solarparks – insbesondere bei großem Reihenabstand und ex-
tensiver Bewirtschaftung – von Feldlerchen und anderen Offenlandarten in bemerkenswerter 
Häufigkeit zur Brut genutzt werden. Die Studie berichtet, dass Feldlerchen sogar überdurch-
schnittlich hohe Revierdichten in Solarparks aufweisen können, wenn ausreichend breite Son-
nenstreifen und niedrigwüchsige Vegetationsstrukturen vorhanden sind. 

Vor diesem Hintergrund ist festzustellen, dass die Umwandlung der Ackerflächen in eine Frei-
flächen-Photovoltaikanlage nicht zur funktionalen Zerstörung oder Beschädigung der Fort-
pflanzungsstätten europäischer Vogelarten führt. Durch den großen Reihenabstand und die 
damit verbundenen offenen Vegetationsstreifen bleibt der für viele Offenlandarten entschei-
dende Lebensraumcharakter vollständig erhalten. Darüber hinaus ergeben sich durch den 
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Wegfall intensiver landwirtschaftlicher Eingriffe sogar Vorteile für die Funktionalität der Fort-
pflanzungsstätten, da Störungen und mechanische Zerstörungen, wie sie im Ackerbau regel-
mäßig auftreten, künftig entfallen. 

Insgesamt führt die Anlage nicht zur Aufgabe des Gebietes als Brutlebensraum. Die für Offen-
landarten essenziellen Strukturen bleiben durch die Festsetzung des großen Reihenabstands 
sowie die zugehörigen Pflegeregelungen langfristig erhalten und sichern damit die ökologi-
sche Funktion der Fortpflanzungsstätten im Sinne des gesetzlichen Schutzanspruchs. Ein Ver-
stoß gegen das Verbot der Zerstörung oder Beschädigung von Fortpflanzungs- und Ruhestät-
ten europäischer Vogelarten ist daher nicht gegeben.  

 
Artengruppe: Bodenbrüter (vorwiegend einmalig genutzte Brutstandorte/variable Niststätten) 
Untersucht wurde insbesondere die Feldlerche (Alauda arvensis)  
 Schutzstatus 

 Art. 1 europäische Vogelschutzrichtlinie 

Bestandsdarstellung 

Kurzbeschreibung Autökologie und Verbreitung:  
- typische Vogelarten der offenen Habitate  
- jährlich neuer Nestbau, versteckt in der Vegetation 
- Gehölze werden als Sitzwarte, Ruhe- und Rückzugsraum und Nahrungshabitat genutzt 
Vorkommen in Mecklenburg-Vorpommern: 
- verbreitet 
Gefährdungsursachen: 
Beseitigung potentieller Bruthabitate/ Lebensräume, Intensivierung der Landwirtschaft 

Vorkommen im Untersuchungsraum  
   nachgewiesen  potenziell vorkommend  

Beschreibung der Vorkommen im Untersuchungsraum 
Im Untersuchungsraum befinden sich potenzielle Flächen für Bodenbrüter. Durch die intensive landwirtschaftliche 
Nutzung der Ackerflächen handelt es sich jedoch um unterentwickelte Lebensräume. Es findet eine regelmäßige 
Düngung, Befahrung und der Einsatz von Pestiziden statt. 
Abgrenzung der lokalen Population und Bewertung deren Erhaltungszustandes  
Keine konkrete Eingrenzung der lokalen Population möglich, als Anhaltspunkt dient der gewählte Untersuchungsra-
dius. 
Habitatqualität: mäßig 

Prüfung des Eintretens der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG 

Artspezifische Vermeidungsmaßnahmen  
- Baubeginn außerhalb der Brutzeit oder Kartierung unmittelbar vor Beginn der Baumaßnahme 
- eng aneinander liegende Bauereignisse 
- großer Reihenabstand von mindestens 4,90 m 
- Extensivierung von Ackerland 
vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF):  
- nicht erforderlich 

Prognose und Bewertung des Tötungs- und Verletzungsverbotes gem. § 44 Abs.1 Nr. 1 BNatSchG (ausge-
nommen sind Tötungen/Verletzungen in Verbindung mit Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestät-
ten):  
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Verletzung oder Tötung von Tieren, Beschädigung oder Zerstörung ihrer Entwicklungsformen  
      Das Verletzungs- und Tötungsrisiko erhöht sich für die Individuen signifikant bzw. das Risiko der Beschä-

digung oder Zerstörung von Entwicklungsformen steigt signifikant an 
 Das Verletzungs- und Tötungsrisiko erhöht sich für die Individuen nicht signifikant und das Risiko der  

 Beschädigung oder Zerstörung von Entwicklungsformen steigt nicht signifikant an 
Begründung:  
Baubedingte Tötungen und Verletzungen von Individuen können vollständig vermieden werden. Die Errichtung 
des Solarparks erfolgt zudem außerhalb der Brutzeiten. Sollte sich der Baubeginn verschieben, ist unmittelbar 
vorher eine Kartierung der Fläche durchzuführen.  
Verbotstatbestand:  ist nicht erfüllt  

Prognose und Bewertung des Störungsverbotes gem. § 44 Abs.1 Nr. 2 BNatSchG  
Erhebliches Stören von Tieren während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und  
Wanderungszeiten 

 Die Störung führt zur Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen Population 
 Die Störungen führen zu keiner Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen Population 

Begründung: 
Die Errichtungsphase findet außerhalb der Brutperiode statt. Störungen können damit vollständig vermieden werden. 
Verbotstatbestand: ist nicht erfüllt 

Prognose und Bewertung der Schädigungstatbestände gem. § 44 Abs.1 Nr. 3 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG so-
wie ggf. des Verletzungs- und Tötungsverbotes gem. § 44 Abs.1 Nr. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG (Tötun-
gen/Verletzungen in Verbindung mit Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten):  

 Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten  
 Tötung von Tieren im Zusammenhang mit der Schädigung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten nicht 

auszuschließen  
 Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF) erforderlich, um Eintreten des Verbotstatbestandes zu vermeiden 
 Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten (ggf. Im Zusammenhang mit Tö-

tung), ökologische Funktion wird im räumlichen Zusammenhang nicht gewahrt 
Begründung: Durch den Bau außerhalb der Brutperiode oder eine Kartierung der unmittelbar vor Baubeginn kann 
das Eintreffen der Verbotstatbestände ausgeschlossen werden. Zudem wird zum Schutz der Bodenbrüter in das 
Planungskonzept die Anlage von mehreren Feldlerchenfenstern sowie die Entwicklung von extensivem Grünland 
integriert. Hierzu erfolgt die Umwandlung von intensiv genutzten Ackerflächen durch spontane Begrünung oder 
Initialsaat mit regionaltypischem Saatgut in Grünland mit einer dauerhaft naturschutzgerechten Nutzung als Ex-
tensivgrünland.  
Mit den o.g. Maßnahmen kann die Funktionserhaltung des Lebensraumes für bodenbrütende Vogelarten 
gewährleistet werden. 
Verbotstatbestand: ist nicht erfüllt  

Zusammenfassende Feststellung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände 

Die Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG 
 treffen zu (Darlegung der Gründe für eine Ausnahme erforderlich) 
 treffen nicht zu (artenschutzrechtliche Prüfung endet hiermit) 

Darlegung der naturschutzfachlichen Gründe für eine Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG  

- nicht erforderlich - 
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Prüfung der Betroffenheit von Brutvögel der Gehölze 

Im Umfeld des Plangebiets befinden sich verschiedene Gehölzstrukturen, die grundsätzlich als 
Brut-, Ruhe- oder Nahrungslebensraum für typische Arten der Strauch- und Gebüschvegeta-
tion dienen können. Zu den relevanten Arten gehören unter anderem der Neuntöter (Lanius 
collurio), die Dorngrasmücke (Sylvia communis), die Goldammer (Emberiza citrinella), die Amsel 
(Turdus merula) sowie die Gartengrasmücke (Sylvia borin). Diese Arten nutzen dichte Strauch-
komplexe, Hecken, Baumreihen und Feldgehölze als Brutstandorte, während sie in angrenzen-
den Offenlandbereichen nach Nahrung suchen oder Singwarten aufsuchen. Die Arbeitshilfe 
Artenschutz in der Bebauungsplanung betont, dass solche Gehölzstrukturen als funktionale 
Fortpflanzungsstätten im Sinne des § 44 Absatz 1 Nummer 3 BNatSchG zu betrachten sind, so-
fern sie geeignete Habitatqualitäten aufweisen. 

Der Leitfaden Artenschutzfachbeitrag Berlin weist darauf hin, dass die Bewertung von Gehölz-
brütern immer auch indirekte Effekte berücksichtigen muss, die von einem Vorhaben ausgehen 
können, selbst wenn dieses – wie im vorliegenden Fall – keine Gehölze beseitigt. Auch Störun-
gen, die während der Brutzeit aus dem unmittelbaren Umfeld auf Gehölzstrukturen einwirken, 
können relevant werden, wenn sie dazu geeignet sind, Brutaktivitäten zu beeinträchtigen oder 
den Bruterfolg zu mindern. 

Vorhabenspezifisch ist zu berücksichtigen, dass sämtliche Gehölze außerhalb des eigentlichen 
Baufeldes liegen und durch das Vorhaben nicht entfernt, beschnitten oder strukturell verändert 
werden. Dadurch entfällt die Möglichkeit einer direkten Zerstörung von Neststandorten oder 
einer funktionellen Beeinträchtigung der Fortpflanzungsstätten von Arten wie Lanius collurio, 
Sylvia communis, Emberiza citrinella, Turdus merula oder Sylvia borin. Auch nach der saP-Vor-
lage liegt eine Verletzung des Stättenverbotes nur dann vor, wenn eine Fortpflanzungsstätte 
entweder physisch beseitigt oder durch die Folgen des Vorhabens in ihrer ökologischen Funk-
tionalität geschwächt wird, was hier nicht der Fall ist. 

In Hinblick auf das Störungsverbot ist zu beachten, dass Gehölzbrüter einerseits auf Störungen 
reagieren können, andererseits im Agrarraum an ein moderates Störniveau gewöhnt sind. Die 
potenziellen Störungen während der Bauphase sind räumlich begrenzt und zeitlich klar kontu-
riert. Da keine Arbeiten in den Gehölzen stattfinden und der Abstand zwischen Brutstandorten 
und Baufeld ausreichende Puffer bietet, ist nach dem schleswig-holsteinischen Leitfaden davon 
auszugehen, dass der Bruterfolg der genannten Arten durch die Bautätigkeiten nicht erheblich 
beeinträchtigt wird. 

In der Betriebsphase einer Photovoltaikanlage treten üblicherweise nur sehr geringe Störreize 
auf. Es entstehen keine regelmäßigen Menschenansammlungen, keine dauerhaften Lichtquel-
len und keine mechanischen Bewegungsreize, die die Bruttätigkeit der genannten Strauch- und 
Heckenarten signifikant beeinflussen könnten. Da zudem keine Verschattungen, Barrierewir-
kungen oder Habitatverluste in den umgebenden Gehölzen zu erwarten sind, können die vor-
handenen Strukturen weiterhin uneingeschränkt als Brutlebensraum genutzt werden. 
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Insgesamt führt das Vorhaben weder zu einem Verlust noch zu einer funktionalen Verschlech-
terung der Fortpflanzungsstätten von Gehölzbrütern wie dem Neuntöter (Lanius collurio), der 
Dorngrasmücke (Sylvia communis), der Goldammer (Emberiza citrinella), der Amsel (Turdus me-
rula) oder der Gartengrasmücke (Sylvia borin). Ebenso wenig ist mit erheblichen Störungen zu 
rechnen, die zu einer Verschlechterung des Erhaltungszustands lokaler Populationen führen 
könnten. Vor diesem Hintergrund können artenschutzrechtliche Verbotstatbestände für die Ar-
tengruppe der Gehölzbrüter ausgeschlossen werden.  

Artengruppe: Gehölzbrüter (vorwiegend einmalig genutzte Brutstandorte/variable Niststätten) 
Untersucht wurden:  der Neuntöter (Lanius collurio), die Dorngrasmücke (Sylvia communis), die Goldammer (Em-
beriza citrinella), die Amsel (Turdus merula) sowie die Gartengrasmücke (Sylvia borin) 
 Schutzstatus 

 Art. 1 europäische Vogelschutzrichtlinie 
Bestandsdarstellung 
Kurzbeschreibung Autökologie und Verbreitung:  
- typische Vogelarten der Hecken und Feldgehölze  
- jährlich neuer Nestbau 
- Gehölze werden als Sitzwarte, Ruhe- und Rückzugsraum und Nahrungshabitat genutzt 
- Ernährung: Insekten, Spinnen, seltener Weichtiere 
Vorkommen in Mecklenburg-Vorpommern: 
- verbreitet 
Gefährdungsursachen: 
Beseitigung von Feldgehölzen, Hecken oder Gebüschen 
Vorkommen im Untersuchungsraum  

   nachgewiesen  potenziell vorkommend  
Beschreibung der Vorkommen im Untersuchungsraum 
Im geplanten sonstigen Sondergebiet befinden sich keine Gehölze die als Habitat für Gehölzbrüter dienen. Im 
Untersuchungsraum sind geeignete Bruthabitate vorhanden. 
Abgrenzung der lokalen Population und Bewertung deren Erhaltungszustandes  
Keine konkrete Eingrenzung der lokalen Population möglich, als Anhaltspunkt dient der gewählte Untersuchungs-
radius. 
Habitatqualität: Im Bereich des geplanten sonstigen Sondergebietes befinden sich keine Bruthabitate, Habitat-
qualität im Untersuchungsraum gut 
Prüfung des Eintretens der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG 
Artspezifische Vermeidungsmaßnahmen  
- Baubeginn außerhalb der Brutzeit oder Kartierung unmittelbar vor Beginn der Baumaßnahme 
- Keine Gehölzbeseitigung 
- eng aneinander liegende Bauereignisse 
vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF):  
- nicht erforderlich 
Prognose und Bewertung des Tötungs- und Verletzungsverbotes gem. § 44 Abs.1 Nr. 1 BNatSchG (ausge-
nommen sind Tötungen/Verletzungen in Verbindung mit Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestät-
ten):  
Verletzung oder Tötung von Tieren, Beschädigung oder Zerstörung ihrer Entwicklungsformen  

      Das Verletzungs- und Tötungsrisiko erhöht sich für die Individuen signifikant bzw. das Risiko der Beschä-
digung 
oder Zerstörung von Entwicklungsformen steigt signifikant an 

 Das Verletzungs- und Tötungsrisiko erhöht sich für die Individuen nicht signifikant und das Risiko der  
 Beschädigung oder Zerstörung von Entwicklungsformen steigt nicht signifikant an 
Begründung:  
Mit dem geplanten Vorhaben erfolgen keine Gehölzbeseitigungen. Baubedingte Tötungen können demnach ausge-
schlossen werden. 
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Verbotstatbestand:  ist nicht erfüllt  
Prognose und Bewertung des Störungsverbotes gem. § 44 Abs.1 Nr. 2 BNatSchG  
Erhebliches Stören von Tieren während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und  
Wanderungszeiten 

 Die Störung führt zur Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen Population 
 Die Störungen führen zu keiner Verschlechterung des Erhaltungszustandes der lokalen Population 

Begründung: 
Die Errichtungsphase ist außerhalb der Brutperiode geplant. Störungen von Brutvögeln können damit ausgeschlossen 
werden. 
Verbotstatbestand: ist nicht erfüllt 
Prognose und Bewertung der Schädigungstatbestände gem. § 44 Abs.1 Nr. 3 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG so-
wie ggf. des Verletzungs- und Tötungsverbotes gem. § 44 Abs.1 Nr. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG (Tötun-
gen/Verletzungen in Verbindung mit Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten):  

 Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten  
 Tötung von Tieren im Zusammenhang mit der Schädigung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten nicht 

auszuschließen  
 Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF) erforderlich, um Eintreten des Verbotstatbestandes zu vermei-

den 
 Beschädigung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten (ggf. Im Zusammenhang mit Tö-

tung), ökologische Funktion wird im räumlichen Zusammenhang nicht gewahrt 
Begründung: Durch den Bau außerhalb der Brutperiode oder eine Kartierung der unmittelbar vor Baubeginn kann 
das Eintreffen der Verbotstatbestände ausgeschlossen werden. Innerhalb des sonstigen Sondergebietes sind keine 
geeigneten Bruthabitate vorhanden.  
Verbotstatbestand: ist nicht erfüllt  
Zusammenfassende Feststellung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände 
Die Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG 

 treffen zu (Darlegung der Gründe für eine Ausnahme erforderlich) 
 treffen nicht zu (artenschutzrechtliche Prüfung endet hiermit) 

Darlegung der naturschutzfachlichen Gründe für eine Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG  
- nicht erforderlich - 
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4.  Maßnahmen zur Vermeidung und zur Sicherung der kontinuierlichen ökologi-
schen Funktionalität 

4.1  Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung 

Die Planung des Solarparks berücksichtigt eine Reihe von Maßnahmen, die unmittelbar dem 
Vermeidungsgebot des Artenschutzrechts dienen. Im Sinne der Arbeitshilfe Artenschutz in der 
Bebauungsplanung folgt das Maßnahmenkonzept dem Grundsatz, artenschutzrechtlich rele-
vante Konflikte primär zu vermeiden und nur in Ausnahmefällen über weitergehende Kompen-
sationsmechanismen (wie CEF-Maßnahmen) zu lösen. 

Alle Maßnahmen sind darauf ausgerichtet, die Funktionsfähigkeit von Brut- und Lebensräumen 
europäischer Vogelarten, von Arten des FFH-Anhangs IV und weiterer planungsrelevanter Ar-
tengruppen zu erhalten und sicherzustellen, dass keine artenschutzrechtlichen Verbotstatbe-
stände ausgelöst werden. 

Die Maßnahmen unterscheiden sich hinsichtlich ihrer Wirkphase in bauzeitliche, anlagenbe-
dingte und betriebsbegleitende Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen. Diese Struktur 
entspricht der Systematik des Leitfadens Artenschutzfachbeitrag Berlin und der saP-Vorlage. 

Bauzeitliche Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen 
Zur Vermeidung von Tötungen, Verletzungen und erheblichen Störungen während der Fort-
pflanzungszeit werden sämtliche flächenbeanspruchenden Bauarbeiten außerhalb der Haupt-
brutzeit europäischer Vogelarten durchgeführt. Die kritische Periode erstreckt sich typischer-
weise von Anfang April bis Ende Juli. Durch diese zeitliche Steuerung wird sichergestellt, dass 
keine aktiven Gelege zerstört oder Jungvögel gefährdet werden. 

Vor Beginn der Bauphase erfolgt eine fachgutachterliche Kontrolle potenziell genutzter 
Brut- und Aufenthaltsbereiche, wobei sowohl Offenland- als auch Gehölzstrukturen im Umfeld 
berücksichtigt werden. Damit wird dem Vorsorgeansatz der saP-Vorlage entsprochen, wonach 
auch theoretisch genutzte Lebensräume artenschutzrechtlich relevant sein können. 

Zudem wird die Baustellenlogistik so organisiert, dass Arbeits- und Materialflächen räumlich 
gebündelt und auf ein Minimum beschränkt werden. Die Arbeitshilfe Artenschutz in der Be-
bauungsplanung weist darauf hin, dass die räumliche Konzentration von Störquellen ein wirk-
sames Instrument ist, um funktionale Lebensräume im Umfeld vor indirekten Störungen zu 
schützen. 

Da Gehölzstrukturen im Außenbereich vorhanden sind, jedoch nicht in Anspruch genommen 
werden, wird sichergestellt, dass sämtliche Baustellenaktivitäten in einem angemessenen Ab-
stand zu diesen stattfinden. Eine direkte Beeinträchtigung von Brutstätten gehölzbrütender 
Arten wie Lanius collurio, Sylvia communis, Emberiza citrinella oder Turdus merula wird damit 
zuverlässig vermieden. 
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Anlagenbezogene Minimierungsmaßnahmen 
Ein wesentlicher Bestandteil des artenschutzrechtlichen Maßnahmenkonzepts ist der große 
Reihenabstand der PV-Module von mindestens 4,90 Metern, der in einer gesonderten textli-
chen Festsetzung verankert wurde. Dieser Abstand gewährleistet dauerhaft einen rund 2,5 Me-
ter breiten, voll besonnten Vegetationsstreifen, der die Habitatfunktion für Offenlandvögel – 
insbesondere die Feldlerche – aufrechterhält. 

Die bne-Studie zeigt ausdrücklich, dass Solarparks mit breiten offenen Zwischenräumen und 
lichter Vegetation überdurchschnittlich häufig von Offenlandarten als Brut- und Nahrungsraum 
genutzt werden. Durch die Festsetzung des Modulabstandes wird dieser Effekt planungsrecht-
lich gesichert. 

Der Verzicht auf hohe bauliche Strukturen, Beleuchtung oder bewegliche Anlagenteile trägt 
zusätzlich dazu bei, dass keine längeren Störungseinwirkungen entstehen, die die Nutzung be-
nachbarter Gehölzstrukturen durch Gehölzbrüter beeinträchtigen könnten. In Übereinstim-
mung mit dem schleswig-holsteinischen Leitfaden werden damit visuelle Reize, Lichtemissio-
nen und Lärm als relevante Wirkfaktoren minimiert. 

Da keine Gehölze im Plangebiet vorhanden sind, entfällt zudem die Gefahr der Zerstörung 
potenzieller Fortpflanzungsstätten holzbewohnender Arten oder der Eingriff in funktionale Ha-
bitatstrukturen. 

Betriebsbegleitende Maßnahmen und Pflegekonzept 
Die Pflege der Flächen erfolgt extensiv und orientiert sich an den Empfehlungen der bne-Studie 
zur Förderung von Biodiversität in Solarparks. Das Ziel besteht darin, eine niedrige, mosaikar-
tige Vegetation zu fördern, die sowohl Offenlandarten als auch Insektenpopulationen zugute-
kommt. 

Wartungs- und Pflegefahrten werden reduziert und außerhalb störungssensibler Perioden 
durchgeführt, um unnötige Störungen während der Brut- und Aufzuchtzeit zu vermeiden. Die 
Arbeitshilfe Artenschutz hebt hervor, dass regelmäßige, aber geringintensive Pflegemaßnah-
men ein wichtiger Bestandteil zur Sicherung der ökologischen Funktionalität geschützter Arten 
sind. 

Die Vermeidung dichter, hochwüchsiger Vegetationsbestände auf den Zwischenstreifen stellt 
sicher, dass die Flächen weiterhin ein geeignetes Offenlandhabitat bleiben. Damit werden die 
Fortpflanzungsstättenfunktionen nicht nur erhalten, sondern gegenüber dem intensiven 
Ackerstatus erheblich aufgewertet. 
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Gesamteinordnung der Maßnahmen im Sinne des Artenschutzrechts 
Durch die beschriebenen Maßnahmen wird sämtlichen zentralen Anforderungen aus der Ar-
beitshilfe Artenschutz in der Bebauungsplanung, der saP-Vorlage und dem Leitfaden Arten-
schutzfachbeitrag Berlin entsprochen. Sie gewährleisten, dass das Vorhaben keine artenschutz-
rechtlichen Verbotstatbestände auslöst – weder für Arten des FFH-Anhangs IV noch für euro-
päische Vogelarten. 

Die Maßnahmen orientieren sich konsequent am Grundsatz „Vermeidung vor Ausgleich“ und 
sichern die ökologische Funktionalität der für den Raum typischen Arten dauerhaft. Dabei wird 
die Habitatqualität im Vergleich zur intensiv genutzten Ackerfläche sogar erheblich verbessert, 
was durch aktuelle Forschungsergebnisse aus Solarparks gestützt wird. 

 

 

4.2  Maßnahmen zur Sicherung der kontinuierlichen ökol. Funktionen  

Die Notwendigkeit von Maßnahmen zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktion 
– den sogenannten CEF-Maßnahmen – besteht nur dann, wenn ein Vorhaben trotz sorgfältiger 
Vermeidung und Minimierung unmittelbar dazu führt, dass Fortpflanzungs- oder Ruhestätten 
geschützter Arten zerstört oder in ihrer ökologischen Funktion beeinträchtigt werden. Die Ar-
beitshilfe Artenschutz in der Bebauungsplanung stellt klar, dass solche Maßnahmen ausschließ-
lich dann vorgesehen sind, wenn ein funktionaler Verlust im Sinne des § 44 BNatSchG unaus-
weichlich ist und die Wiederherstellung dieser Funktion zwingend vor dem Eingriff erfolgen 
muss. Ausdrücklich betont wird, dass CEF-Maßnahmen nur dann zulässig sind, wenn tatsächli-
che Fortpflanzungs- oder Ruhestätten betroffen sind und eine Beeinträchtigung trotz zumut-
barer Vermeidungsmaßnahmen nicht vollständig auszuschließen ist. 

Im Fall des geplanten Solarparks liegt eine solche Situation nicht vor, da sämtliche funktions-
relevanten Strukturen vollständig erhalten bleiben. Der Planungsraum selbst weist keine Ge-
hölze, Hecken, Baumgruppen oder anderen Vegetationsstrukturen auf, die als Fortpflanzungs- 
oder Ruhestätten geschützter Arten im Sinne des Artenschutzrechts gelten würden. Auch Klein-
gewässer oder andere hydrologisch begründete Reproduktionsräume fehlen im gesamten Vor-
habensbereich. Aus diesem Grund kann nach den Maßstäben der saP-Vorlage ausgeschlossen 
werden, dass durch das Vorhaben die ökologische Funktion einer bestehenden Fortpflan-
zungsstätte beeinträchtigt oder aufgehoben wird. Die saP-Vorlage hebt deutlich hervor, dass 
die Funktionsraumsicherung nur dann in Betracht kommt, wenn reale, artspezifisch belegbare 
Lebensstätten in Anspruch genommen werden oder ein Verlust an funktionaler Habitatqualität 
eintritt. Dies ist hier nicht gegeben. 

Besonders bedeutsam für die Bewertung ist der Umgang mit den Offenlandbrutvögeln, welche 
die einzige Artengruppe darstellen, für die innerhalb des Planungsraums Habitatpotenziale be-
stehen. Für diese Arten wird die ökologische Funktion ihrer Fortpflanzungsstätten jedoch nicht 
nur gewahrt, sondern durch die Planung sogar strukturell verbessert.  
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Dies liegt an dem festgesetzten großen Reihenabstand von mindestens 4,90 Metern zwischen 
den Modulreihen, der dauerhaft einen etwa 2,5 Meter breiten, vollständig besonnten Vegeta-
tionsstreifen sicherstellt. Dieser Streifen übernimmt die Funktion eines lichten, gut besonnten 
Offenlandhabitats, wie es insbesondere von der Feldlerche bevorzugt wird. Die bne-Studie zu 
Solarparks zeigt anhand zahlreicher bundesweiter Untersuchungen, dass Solarparks mit exten-
siver Pflege und offenen Zwischenräumen von Offenlandarten nicht nur genutzt, sondern teil-
weise in höherer Dichte besiedelt werden als intensiv genutzte Ackerflächen. Die Anlage selbst 
trägt damit zu einer langfristigen Stabilisierung der Habitatqualität bei, anstatt diese zu gefähr-
den. Es entsteht also kein Verlust funktionaler Bruträume, der eine vorgezogene Funktionssi-
cherung erfordern würde. 

Auch für die im umgebenden Landschaftsraum vorkommenden Gehölzbrüter ist keine Funkti-
onsbeeinträchtigung erkennbar. Die Gehölzstrukturen befinden sich außerhalb des direkten 
Eingriffsbereichs und bleiben vollständig erhalten. Weder werden diese Strukturen gerodet 
oder baulich beeinträchtigt, noch treten betriebsbedingte Störungen auf, die geeignet wären, 
den Erhaltungszustand der dort brütenden Arten zu verschlechtern. Der Leitfaden Artenschutz-
fachbeitrag Berlin betont, dass CEF-Maßnahmen nur dann in Betracht kommen, wenn durch 
ein Vorhaben ein real existierendes Brut- oder Ruhestättengefüge zerstört wird oder seine 
Funktion verliert. Die bloße Nähe eines Vorhabens zu Gehölzbeständen begründet keine solche 
Pflicht, wenn die Gehölze, ihre Strukturvielfalt und ihre Nutzbarkeit durch die betreffenden Ar-
ten unverändert erhalten bleiben. 

Da weder offene noch holzbewohnende Arten durch Strukturverluste betroffen sind und da 
gleichzeitig die Funktionsfähigkeit der Offenlandhabitate planungsrechtlich gesichert wird, 
bleiben alle Fortpflanzungs- und Ruhestätten im Sinne des Artenschutzrechts vollständig in-
takt. Die Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen greifen bereits auf einer Ebene, die die 
Auslösung eines artenschutzrechtlichen Verbotstatbestands verhindert. Die Arbeitshilfe Arten-
schutz in der Bebauungsplanung unterstreicht, dass in diesem Fall der Einsatz von CEF-Maß-
nahmen nicht nur unnötig, sondern auch rechtlich unzulässig wäre, da sie ausschließlich als 
Instrument zur Funktionswiederherstellung gedacht sind, nicht jedoch als Ersatz für nicht ein-
tretende Verluste. 

Vor diesem Hintergrund ergibt sich eine klare fachliche und rechtliche Schlussfolgerung: Da 
keine Fortpflanzungs- oder Ruhestätten zerstört werden, keine Funktionsverluste auftreten und 
die Habitatqualität in wesentlichen Bereichen sogar verbessert wird, besteht keinerlei Anlass 
oder Verpflichtung zur Durchführung von Maßnahmen zur Sicherung der kontinuierlichen öko-
logischen Funktion. 
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5. Gutachterliches Fazit 
Die durchgeführte spezielle artenschutzrechtliche Prüfung kommt zu dem Ergebnis, dass durch 
die Planung und Realisierung des Solarparks keine artenschutzrechtlich relevanten Verbotstat-
bestände im Sinne des § 44 Absatz 1 Bundesnaturschutzgesetz ausgelöst werden. Die Untersu-
chung hat gezeigt, dass für Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie weder funktionale Fort-
pflanzungs- noch Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang betroffen sind und dass die spe-
zifischen Wirkfaktoren des Vorhabens – sowohl in der Bau- als auch in der Betriebsphase – 
nicht geeignet sind, den Erhaltungszustand lokaler Populationen zu verschlechtern. Dies ent-
spricht den methodischen Vorgaben der saP-Vorlage, der zufolge ein Verbotstatbestand ins-
besondere dann nicht erfüllt ist, wenn Fortpflanzungsstätten weder zerstört noch in ihrer öko-
logischen Funktion beeinträchtigt werden und wenn Störungen im artspezifischen empfindli-
chen Zeitraum ausgeschlossen oder sicher minimiert sind. 

Für die europäischen Vogelarten ergab die Prüfung, dass die im Planungsraum vorkommenden 
Offenlandarten, insbesondere die Feldlerche, auch nach der Umsetzung des Vorhabens geeig-
nete Habitatbedingungen vorfinden. Die großflächige Umstellung von intensiv genutzter 
Ackerfläche auf eine extensiv gepflegte Photovoltaikfreiflächenanlage führt nicht zu einer funk-
tionalen Reduzierung, sondern vielmehr zu einer Aufwertung der Habitatqualität. Der im Be-
bauungsplan festgesetzte Mindestmodulreihenabstand von 4,90 Metern gewährleistet dauer-
haft einen breiten, besonnten Zwischenraum von mindestens 2,5 Metern, der als Brut- und 
Nahrungshabitat für Offenlandvögel gut geeignet ist. Die bne-Studie belegt, dass solche Struk-
turmerkmale in Solarparks von Offenlandarten regelmäßig genutzt werden und im Vergleich 
zu intensiv bewirtschafteten Ackerflächen sogar erhöhte Brutdichten ermöglicht werden kön-
nen. Damit bleibt die Funktionalität des Lebensraums für die betroffenen Arten nicht nur er-
halten, sondern wird gegenüber dem Ausgangszustand potentiell verbessert. 

Auch hinsichtlich der Gehölzbrüter ist festzustellen, dass die im Umfeld befindlichen Strauch- 
und Baumstrukturen durch die Umsetzung des Vorhabens in keiner Weise beeinträchtigt wer-
den. Weder erfolgt eine bauliche Inanspruchnahme dieser Gehölze, noch ist aufgrund der 
räumlichen Distanz und der geringen Intensität betrieblicher Tätigkeiten mit erheblichen Stör-
wirkungen zu rechnen. Die Arbeitshilfe Artenschutz in der Bebauungsplanung stellt klar, dass 
eine Funktionsbeeinträchtigung im Sinne des Stättenverbots erst dann vorliegt, wenn be-
troffene Lebensstätten tatsächlich und funktional entwertet werden. Da die Gehölzbestände 
vollständig erhalten bleiben, besteht für diese Artengruppe keine artenschutzrechtlich rele-
vante Betroffenheit. 

Die Wirkfaktorenanalyse zeigt zudem, dass die baubedingten Störungen zeitlich eng begrenzt 
und räumlich klar abgegrenzt sind und durch die zeitliche Steuerung der Arbeiten außerhalb 
der Hauptbrutzeit europäischer Vogelarten vollständig vermieden werden können. In der Be-
triebsphase sind nur geringe Aktivitäten zu erwarten, die nach übereinstimmender Einschät-
zung der einschlägigen Leitfäden nicht geeignet sind, den Erhaltungszustand von Populationen 
geschützter Arten zu beeinflussen.  
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Der Leitfaden Artenschutzfachbeitrag Berlin hebt hervor, dass anlagenbezogene Störwirkun-
gen bei Photovoltaikanlagen im Regelfall gering ausfallen und sich nicht mit den Wirkmecha-
nismen anderer Energieanlagen, etwa der Windenergie, vergleichen lassen. Dies bestätigt die 
Einschätzung, dass während der Betriebszeit keine erheblichen Störungen auftreten. 

Die Prüfung hat weiterhin ergeben, dass CEF-Maßnahmen nicht erforderlich sind. Vorausset-
zung für derartige Maßnahmen wäre der irreversible Verlust funktionaler Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten, der hier jedoch in keiner Weise eintritt. Die ökologische Funktion der relevanten 
Lebensräume bleibt vollständig erhalten, sodass der Grundsatz „Vermeidung vor Ausgleich“ – 
wie in der Arbeitshilfe Artenschutz in der Bebauungsplanung gefordert – vollständig umgesetzt 
wird. 

In der Gesamtschau ergibt sich aus allen fachlichen Ermittlungen, dass das Vorhaben mit den 
Vorgaben des besonderen Artenschutzrechts vereinbar ist. Die potenziellen Wirkfaktoren des 
Solarparks werden durch die vorgesehenen Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung 
wirksam begrenzt, sodass ein Auslösen der artenschutzrechtlichen Verbote sicher ausgeschlos-
sen werden kann. Weder für Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie noch für europäische 
Vogelarten oder andere planungsrelevante Arten bestehen verbleibende Konflikte. Das Vorha-
ben ist daher aus artenschutzfachlicher Sicht uneingeschränkt zulässig. 
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